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1. Zusammenfassung 

Als "automatisierte Fahrzeuge" werden nach Verordnung (EU) 2019/2144, Art. 3 Fahrzeuge bezeichnet, 
die sich über bestimmte Zeiträume hinweg automatisiert und ohne kontinuierliche Überwachung durch 
einen Fahrer/eine Fahrerin fortbewegen können, bei denen aber nach wie vor ein Eingreifen des Fahrers/ 
der Fahrerin vorgesehen ist. Bei "vollautomatisierten Fahrzeugen" fällt die Begrenzung auf Zeiträume 
und das Eingreifen durch einen Fahrer/eine Fahrerin weg. Der vorliegende Bericht befasst sich nur mit 
"automatisierten Fahrzeugen". 

Die Typengenehmigung von Fahrautomatisierungssystemen für automatisierte Fahrzeuge erfolgt nach 
UN-Regelung Nr. 157. Diese wurde im Sommer 2022 in die Typengenehmigungs-Gesetzgebung der EU 
und der UNECE übernommen. Somit kann die Einhaltung der UN-Regelung Nr. 157 für automatisierte 
Fahrzeuge mittels EU- oder UN-Typengenehmigung nachgewiesen werden. Die Fahrautomatisierungs-
systeme dieser Fahrzeuge dürfen nur in denjenigen Ländern betrieben werden, die der Fahrzeug-
hersteller im Rahmen der Genehmigung nach UN-Regelung Nr. 157 im entsprechenden Beschreibungs-
bogen aufgelistet hat. Zudem wird deren Einsatz durch die UN-Regelung Nr. 157 auf risikoarme 
Anwendungen eingeschränkt (z.B. auf richtungsgetrennte Strassen ohne Radfahrer und Fussgänger). Die 
nationale Behörde könnte den Einsatzbereich mittels entsprechender Verkehrssignalisierung weiter 
einschränken, nicht aber ausweiten. 

Die heute in der Verordnung über die technischen Anforderungen an Strassenfahrzeuge (VTS) aufge-
führten Gesamtgenehmigungen der EU1 und der UNECE2 basieren auf Fassungen, die die UN-Regelung 
Nr. 157 noch nicht einschliessen. Die vorliegende Arbeit befasst sich deshalb mit der Frage, was es 
bedeuten würde, wenn die Verordnung über die technischen Anforderungen an Strassenfahrzeuge (VTS) 
so angepasst würde, dass die neusten Änderungsserien der entsprechenden EU-Verordnungen und UN-
Regelungen übernommen würden. 

Dabei ergeben sich zwei Hauptfragebereiche; erstens zu den damit verbundenen Risiken und zweitens 
zu erforderlichen verkehrsrechtlich Anpassungen; namentlich zur Reduktion der Aufmerksamkeits-
anforderungen an Fahrer/Fahrerinnen. Ersteres wird schwerpunktmässig in diesem Bericht dargestellt. 
Dies beinhaltet die Beschreibung des regulatorischen Umfelds sowie eine Risikobeschreibung und 
daraus abgeleitete Empfehlungen. Letzteres, nämlich die verkehrsrechtlichen Anpassungen werden nur 
am Rande erwähnt. Diese werden im Rahmen einer Arbeitsgruppe zur SVG-Revision unter Leitung des 
ASTRA bearbeitet. Die Reduktion der Aufmerksamkeits-Anforderungen an Fahrer/Fahrerinnen 
automatisierter Fahrzeuge stellt eine Grundmotivation für solche Systeme dar. Die UN-Regelung Nr. 157 
trägt diesem Umstand insofern Rechnung, als dass der Einsatz von nach dieser Regelung typen-
genehmigter Systeme auf die oben genannten, risikoarmen Einsatzbereiche beschränkt ist und von den 
Fahrzeugherstellern die Übernahme von Verantwortlichkeiten verlangt wird. Beispielsweise muss der 
Fahrzeughersteller eine Erklärung abgeben, in der er versichert, dass das Fahrautomatisierungssystem 
keine unzumutbaren Risiken für die Fahrzeuginsassen und die anderen Verkehrsteilnehmer birgt3. 

  

                                                      
1  Verordnung (EU) 2018/858 vom 30.05.2018, zuletzt geändert durch die Verordnung (EU) 2019/2144 vom 06.09.2021 
2 UN-Regelung Nr. 0 in der Fassung Addendum 0, Änderungsserie 3 vom 10. Juni 2021 
3  UN-Regelung Nr. 157, Anhang 4, Ziff. 3.4.1 
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Aus fahrzeugtechnischer Sicht kann festgehalten werden, dass sowohl die UN-Regelung Nr. 157 wie 
auch das Umfeld im Rahmen der Gesamtgenehmigung solcher Fahrzeuge ein anspruchsvolles aber 
insgesamt überzeugendes Gesamtsystem darstellen, weshalb die Übernahme der entsprechenden EU-
Typengenehmigungs-Gesetzgebung aus fahrzeugtechnischer Sicht sinnvoll erscheint. Dies sollte jedoch 
analog zu den EU-Mitgliedstaaten auf einem auf diese Technologie zugeschnittenen Fundament und 
Umfeld erfolgen, das sowohl regulatorische/hoheitliche, technische, wissenschaftliche und auch 
strategische Kompetenzen aufweist. Diese müssen dazu in der Schweiz grösstenteils erst geschaffen und 
aufgebaut werden, können aber mittelfristig dazu beitragen, dass die Schweiz auf der technischen Ebene 
nicht auf ausländische Expertise angewiesen ist und sich auch international im Sinne der Schweiz für die 
Weiterentwicklung der Gesetzgebung einsetzen kann.  

Die Empfehlungen sollten in weiteren Schritten von oder mit den entsprechenden Akteuren konkretisiert 
werden mit dem Ziel, die erforderlichen Strukturen und Kompetenzen mit höherem Detaillierungsgrad 
zu identifizieren und Lösungsansätze für deren Aufbau zu entwickeln. Der Aufbau dieser Kompetenzen 
ist durchaus aufwändig. Aufgrund der rasch steigenden Komplexität auf fahrzeugtechnischer Ebene und 
im Bereich der Systemprüfungen würde ein späterer Aufbau jedoch umso anspruchsvoller. 
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2. Einleitung und Motivation  

Das EU-Typengenehmigungs- und Marktüberwachungsverfahren 

Das EU-Typengenehmigungs- und Marktüberwachungsverfahren ist ein komplexes und anspruchsvolles 
Gesamtsystem aus technischen Anforderungen mit vielen und unterschiedlichsten Prüfungen sowie 
zunehmend auch Auditierungen auf verschiedenen Ebenen der Fahrzeugherstellung. Diese Komplexität 
wurde mit Einführung der Verordnung (EU) 2018/858 mit einem Marktüberwachungssystem und neuen 
Organen erweitert. Damit spiegelt die EU-Typengenehmigungs-Gesetzgebung die sich laufend 
erhöhende technische Komplexität im Bereich der Automobiltechnik. Höhepunkt sowohl der 
technischen wie auch regulatorischen Komplexität bilden Fahrautomatisierungssysteme. Solche Systeme 
weisen das Potential auf, die Anzahl Unfälle im Strassenverkehr signifikant zu senken und den Verkehrs-
fluss zu homogenisieren4. Sie weisen aber auch das Risiko auf, punktuell gegenteilige Wirkungen zu 
erzeugen. Es ist deshalb ein zentrales Bestreben der Gesetzgebungsakteure, die Potentiale von Fahr-
automatisierungssystemen bei niedrigstmöglichen Risiken zu einem hohen Anteil zu erschliessen.  

In dieser Arbeit werden die europäischen Typengenehmigungsbestimmungen (Kapitel 4) sowie die 
technischen Anforderungen der UN-Regelung Nr. 157 an Fahrautomatisierungssysteme nach  
Stufe 3 gemäss SAE-J30165 analysiert (Kapitel 5) und die Risiken im Falle einer Übernahme in die 
schweizerische Gesetzgebung abgeschätzt (Kapitel 6). Zudem sollen Rollen und Handlungsfelder für die 
Schweiz identifiziert werden, die für eine Übernahme der Typengenehmigungs-Gesetzgebung der EU 
durch die Schweiz relevant sein könnten. Wo möglich, sollen diese in konkreten Empfehlungen vorge-
schlagen werden (Kapitel 7). 

Der Paradigmenwechsel hinsichtlich Aufmerksamkeitsanforderung an den Fahrer/die Fahrerin 

Eine Übernahme der EU-Typengenehmigungs-Gesetzgebung, die auch Fahrautomatisierungssysteme 
einschliesst, ist nicht nur hinsichtlich Fragen im Kontext der betroffenen EU-Verordnungen und deren 
Umsetzung anspruchsvoll, sondern auch im strassenverkehrsrechtlichen Bereich. Gemäss Strassen-
verkehrsgesetz (SVG), Art. 31, Abs. 1 müssen Fahrer/Fahrerinnen das Fahrzeug ständig so beherrschen, 
dass sie den Vorsichtspflichten nachkommen können (Beherrschen des Fahrzeugs). Zudem schreibt die 
Verkehrsregelverordnung (VRV) in Art. 3, Abs. 1 vor, dass Fahrer/Fahrerinnen die Aufmerksamkeit dem 
Fahren zuwenden müssen und keine Verrichtungen vornehmen dürfen, die die Bedienung des Fahrzeugs 
erschwert. Zudem schreibt Art 3, Abs. 3 vor, dass Fahrer/Fahrerinnen die Lenkvorrichtung beim Fahren 
nicht loslassen dürfen. Diese Anforderungen stehen im Widerspruch zur grundsätzlichen Idee von Fahr-
automatisierungssystemen nach dem Verständnis der UN-Regelung Nr. 157, die Fahrer/ Fahrerinnen von 
genau diesen Aufgaben entlasten sollen (siehe Kapitel 4.1). Das ASTRA hat deshalb ein Experten-
gremium zum automatisierten Fahren einberufen, dass die Entwicklung des Normenkonzepts und der 
Verordnungen zum automatisierten Fahren begleitet6. Darin sollen unter anderem die Voraussetzungen 
und Umfang einer Befreiung von den oben genannten Pflichten gemäss SVG und VRV für Fahrzeuge mit 
Fahrautomatisierungssystemen nach Level 3 oder höher gesetzlich festgelegt werden. 

Wie der Entwurf des Normenkonzepts vom 30. Juni 2022 zeigt, sollte eine Reduktion der 
Aufmerksamkeitsanforderungen nur für Fahrer/Fahrerinnen von Fahrzeugen mit typengenehmigten 
Fahrautomatisierungssystemen in Betracht gezogen werden und nur für diejenigen Einsatzbereiche, die 
der Typengenehmigung der von ihnen gefahrenen Fahrzeuge entsprechen (siehe nächster Abschnitt).  

                                                      
4 U.S. Department of Transport, National Highway Traffic Safety Administration (NHTS); Automated driving systems 

2.0; A vision for safety (2017) 
5 Taxonomy and Definitions for Terms Related to Driving Automation Systems for On-Road Motor Vehicles;  

letzte Ausgabe: 30. April 2021 
6 Normenkonzept Verordnung zum automatisierten Fahren; Entwurf vom 30. Juni 2022 
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Einsatzbereiche von Fahrautomatisierungssystemen 

Die Typengenehmigung von Fahrautomatisierungssystemen nach Level 3 (siehe Kapitel 3), vorerst 
begrenzt auf Fahrzeuge der Klasse M1 (Fahrzeuge für die Personenbeförderung mit nicht mehr als acht 
Sitzplätzen zusätzlich zum Fahrersitz)7 erfolgt in Europa nach der UN-Regelung Nr. 157. Diese trat am 
22. Januar 2021 in Kraft und definierte in der Basis-Version den Einsatzbereich auf mit baulichen 
Massnahmen richtungsgetrennte Strassen, auf denen Fussgänger und Radfahrer verboten sind (z.B. 
Autobahnen)8. Ausserhalb dieses Einsatzbereichs darf das Fahrautomatisierungssystem nicht einge-
schaltet werden können.  

Die für das automatisierte Fahren vorgesehenen Einsatzbereiche werden als "Operational Design 
Domains (ODD)" bezeichnet. In der Basisversion der UN-Regelung Nr. 157 wird nur ein einziger solcher 
Einsatzbereich für Fahrautomatisierungssysteme definiert, nämlich der sogenannte "Autobahn-Stau-
pilot". Dieser besteht im Wesentlichen aus einem automatisierten Spurhalte- und Kollisions-
vermeidungssystem, das auf Autobahnen bis zu einer maximalen Geschwindigkeit von 60 km/h aktiviert 
werden kann. Der Fahrer/die Fahrerin muss dabei jederzeit bereit sein, die Fahraufgabe nach 
Aufforderung rasch wieder zu übernehmen. Er/sie muss deshalb physisch und geistig anwesend sein 
und darf keine Tätigkeiten ausführen, die die physische oder geistige Anwesenheit beeinträchtigen (z.B. 
Fahrersitz verlassen, Schlafen). Dies wäre erst bei Fahrautomatisierungssystemen ab Level 4 möglich.  

Ein wesentliches Merkmal der UN-Regelung Nr. 157 ist, dass Fahrautomatisierungssysteme sich selbst, 
die Anwesenheit des Fahrers/der Fahrerin, seitlich und vorausfahrende Fahrzeuge und die Umgebungs-
bedingungen fortlaufend überprüfen müssen. Kommt ein Automatisierungssystem zum Schluss, dass es 
die Fahraufgabe nicht mehr ausführen kann, zeigt es dies dem Fahrer/der Fahrerin mittels optischer, 
akustischer und/oder haptischer Übergabe-Aufforderung an. Dies kann beispielsweise wegen einer 
Störung an einem Sensor geschehen oder weil die Umgebungssituation nicht mehr eindeutig 
interpretiert werden kann. Übernimmt der Fahrer/die Fahrerin die Fahraufgabe innerhalb der vorge-
sehenen Zeitspanne nicht, wechselt das Fahrautomatisierungssystem in ein Minimal-Risiko- oder ein 
Notfall-Manöver.  

Die Übergabe der Fahraufgabe vom Fahrautomatisierungssystem innerhalb kurzer Zeit an den Fahrer/ 
die Fahrerin stellt ein Risiko dar, das gemeinsam mit weiteren Risiken in Kapitel 6 beschrieben wird. 
Aufgrund des komplexen Zusammenspiels von Fahrzeugtechnik, Verhalten des Fahrers/der Fahrerin, des 
Verkehrssystems (Signalisierung, Beschilderung), der Umgebungsbedingungen bis hin zu kriminellen 
Manipulationsversuchen von ausserhalb des Fahrzeugs ist im Rahmen dieser Arbeit keine detaillierte 
Risikoanalyse möglich. Die Risikoanalyse in dieser Arbeit beschränkt sich deshalb auf die potentielle 
nicht- oder unter-Erfüllung von Aufgaben in den Bereichen der Typengenehmigung nach UN-Regelung 
Nr. 157 sowie auf Unklarheiten, die im Umfeld der Typengenehmigung, der Marktüberwachung oder der 
periodischen Fahrzeugkontrolle relevant sein könnten. 

Bereits verabschiedet ist eine erste Erweiterung der UN-Regelung Nr. 157 (Version 01) auf einen 
"Autobahn-Piloten", der unter den gleichen Bedingungen wie der Autobahn-Staupilot, jedoch bis zu 
einer Geschwindigkeit von 130 km/h aktiviert werden kann. Dazu muss das Fahrautomatisierungssystem 
beispielsweise zusätzlich über ein Spurwechselsystem verfügen. Denkbar ist in Zukunft die Aufnahme 
weiterer Einsatzbereiche wie beispielsweise Innerorts-Staupiloten bei sehr niedrigen Geschwindigkeiten 
(z.B. <20 km/h) oder Parkplatz-/Parkhaus-Piloten (Automated Valet Parking). Die Aufnahme solcher 
zusätzlicher Einsatzbereiche in die Typengenehmigungs-Gesetzgebung beinhaltet immer auch die 
entsprechenden Anpassungen der technischen Anforderungen und Prüfungen.  

                                                      
7  ECE/TRANS/WP.29/78/Rev.6 
8  UN-Regelung Nr. 157/00, Ziff. 6.2.3 
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3. Funktionsweise von Fahrautomatisierungssystemen 

In der Literatur wird die Funktionsweise von automatisierten Fahrzeugen in der Regel mit dem in 
Abbildung 1 dargestellten Flussdiagramm beschrieben9. Es gibt unterschiedliche Formen und 
Detaillierungsgrade dieses Flussdiagramms, die Basis ist jedoch bei den meisten dieselbe. Den ersten 
Block bilden die Sensoren wie Kamera, Radar (auf elektromagnetischen Wellen basierte Richtungs- und 
Abstandsmessung) oder Lidar (auf Laserstrahlen basierte Richtungs- und Abstandsmessung), welche die 
Fahrzeugumgebung erfassen und in Sensorsignale umwandeln10. Diese Sensorsignale werden mittels 
geeigneter Software verarbeitet und kombiniert, um die reale Umgebung mit hoher Präzision in digitaler 
Form abzubilden. Dieser Schritt wird in Abbildung 1 im Block "Perception" dargestellt. Im Block Data 
Fusion werden diese verarbeiteten Informationen zusammengefügt und der Fahrzeugzustand wird 
ermittelt. Wenn der Zustand des Fahrzeuges bekannt ist, wird im Block "Application" eine entsprechende 
Trajektorie geplant, welche das Fahrzeug zum nächsten Ziel führen wird. Der letzte Block sind die 
Aktuatoren, die das Fahrzeug lenken, beschleunigen oder bremsen.  

 
Abbildung 1   Flussdiagramm der Fahrautomatisierungsfunktionen 

Die Sensorik als erstem Block im Flussdiagramm der Fahrautomatisierungsfunktionen bildet dabei eine 
zentrale Schnittstelle des Fahrzeugs zur Umgebung (Abbildung 2). Die Sensorik ist äusseren Einflüssen 
wie Verschmutzung, Beschädigung und Alterung ausgesetzt, kann aber auch innere Risiken wie 
technische Fehler, Ausfälle oder Software-/Datenfehler aufweisen. Für die Sensorik sind zudem die 
Umgebungsbedingungen, insbesondere die Witterung (z.B. Nebel, Regen/Spritzwasser, Schneefall) oder 
Gegenlicht (Kamera) eine grosse Herausforderung.  

 
Abbildung 2   Sensoren für Fahrautomatisierungssysteme11 

                                                      
9  Paden, Brian, et al. "A survey of motion planning and control techniques for self-driving urban vehicles." IEEE 

Transactions on intelligent vehicles 1.1 (2016): 33-55. 
10 Automated Driving Sensor Testing: https://plus.empa.ch/images/2021-04-26-autonomes-fahren-grosse-

bilder/20210719_AutomatedDrivingSensorTestingVehicle.pdf 
11  Silverio M.; How to make a vehicle autonomous; Towards Data Science (2019) 
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Die Zusammenführung von Sensordaten (Sensor fusion) und deren Interpretation (Perception) ist 
anspruchsvoll, da es durchaus möglich ist, dass sich Sensordaten grundlegend widersprechen. Dies ist 
beispielsweise dann der Fall, wenn Sensor 1 ein Objekt sieht, Sensor 2 aber nicht oder anders. Zudem 
müssen die Objekterkennungs-Algorithmen mit Tausenden von Bildern angelernt werden. Kommen nun 
neue Objekte auf den Markt oder ändern sich wesentliche Merkmale von Objekten, könnte diese Phase 
des Anlernens noch nicht ausgereift sein und zu fehlerhaften Objekterkennungen führen. Die Sensor-
fusion wird aufgrund der Komplementarität verschiedener Sensoren in diesem Kontext als risikomindern 
eingestuft12. 

Die beiden ersten Blöcke von Fahrautomatisierungssystemen können als die risikoreichsten Blöcke 
betrachtet werden13. Denn wird die Umgebung des Fahrzeugs digital nicht korrekt abgebildet, ist auch 
keine risikoarme Fahrbewegung möglich. Das Verhalten von Sensoren für Fahrautomatisierungssysteme 
wurde von der Empa und Metas im Rahmen des Projekts "AD Sensor Testing Vehicle", das vom SCCER 
Mobility, dem ASTRA und weiteren Partnern finanziert wurde, untersucht. Dabei wurden unter anderem 
in Labor- und in Felduntersuchungen die falsch-negativ erfassten Objekte (d.h. ein vorhandenes Objekt 
wird nicht erfasst) analysiert. Dabei zeigte sich, dass die False-Negative-Rate (FNR) der vermessenen 
Kamera sowohl von der Distanz zum Objekt wie auch von den Wetterbedingungen beeinflusst werden. 

 

Abbildung 3   False-Negative-Rate (FNR) einer statischen Fussgänger-Wahrnehmung einer Mobileye-Kamera  
in Funktion der Objektdistanz bei 3 unterschiedlichen Witterungsbedingungen 

Eine False-Negative-Rate von 1 bedeutet, dass das vorhandene Objekt nicht wahrgenommen wird und 
eine False-Negative-Rate von 0 bedeutet, dass das vorhandene Objekt korrekt wahrgenommen wird. Die 
Punkte in den Diagrammen sind Messpunkte und die grünen Bereiche stellen die Mittelwerte sowie die 
95% und 5% Perzentile dar. Abbildung 3 zeigt, dass ein statisches Objekt (hier: Fussgänger-Puppe) bei 
sonnigem Wetter (Abbildung 3, linkes Diagramm) bei einer Distanz von 20 m korrekt wahrgenommen 
wird, bei kürzerer oder längerer Distanz aber immer weniger genau. Bei Regen (mittleres Diagramm) ist 
die Wahrnehmung ähnlich, allerdings kann die falsch-negative Wahrnehmung nicht mehr ganz ausge-
schlossen werden und bei Nebel ergibt sich für die gleiche Situation eine stark unterschiedliche Wahr-
nehmung. 

Im Rahmen der Typengenehmigung nach UN-Regelung Nr. 157 müssen Fahrzeughersteller nachweisen 
können, welche Grenzen der Sensorik gesetzt sind und den Einsatzbereich entsprechend anpassen. 

  

                                                      
12  Yeong D.J. et al; Sensor and Sensor Fusion Technology in Autonomous Vehicles: A Review; Sensors (2021) 
13  Wang D. et al; Potential risk assessment for safe driving of autonomous vehicles under occluded vision; Scientific 

Reports (2022)  
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Stufen des automatisierten Fahrens nach SAE  

Nach der Definition der SAE-J3016 (Society of Automotive Engineers), wird das automatisierte Fahren in 
6 Stufen von 0 bis 5 eingeteilt14. Fahrzeuge nach Stufe 0 haben keine automatisierte Unterstützung und 
Fahrzeuge mit Stufe 5 haben vollkommene Automatisierung ohne Einschränkungen (siehe Abbildung 4). 
Diese Einteilung durch die SAE berücksichtigt nur fahrzeugtechnische Aspekte. Strassenverkehrs-
rechtliche Rahmenbedingungen werden durch die einzelnen Länder definiert und können sich deshalb 
von Land zu Land durchaus unterscheiden. 

a) Stufe 1 (assistiert) oder 2 (teil-automatisiert): 

Systeme, die das Fahrzeug in entweder der Längs- oder in der Querrichtung bzw. in der Längs- und 
Querbewegung unterstützen, werden in Stufe 1 bzw. 2 eingeteilt. Als Längs- bzw. Querunterstützung 
werden Geschwindigkeits- bzw. Lenkbewegungen verstanden.  

b) Stufe 3 (bedingt automatisiert): 

In Stufe3 werden Fahrzeuge eingeteilt, die sich über bestimmte Zeiträume hinweg automatisiert und 
ohne kontinuierliche Überwachung durch einen Fahrer/eine Fahrerin fortbewegen können, bei denen 
aber nach wie vor ein Eingreifen des Fahrers/ der Fahrerin vorgesehen ist. Bei Stufe 3-Fahrzeug-
automatisierungssystemen ist die physische und geistige Anwesenheit eines Fahrers/Fahrerin im 
Fahrzeug somit weiterhin erforderlich. Der Einsatzbereich der Level 3-Fahrautomatisierungssysteme ist 
auf risikoarme Einsatzbereiche eingeschränkt. 

c) Stufe 4 (hoch automatisiert): 

Ab Stufe 4 gibt es keine Interaktion mehr zwischen Fahrer und Fahrzeug. Dass bedeutet, dass das 
Fahrzeug - bei aktivierten Fahrautomatisierungssystem - vollständig automatisiert fährt und die 
physische und geistige Anwesenheit des Fahrers/der Fahrerin nicht mehr erforderlich ist. Ein Fahrzeug 
nach Stufe 4 kann somit auch ohne Fahrer/Fahrerin am Verkehr teilnehmen. Allerdings gibt es 
Einschränkungen beim Einsatzbereich: verlässt das Fahrzeug den definierten Einsatzbereich, muss ein 
Fahrer/eine Fahrerin die Fahraufgabe wieder übernehmen. Daher können solche Fahrzeuge auch 
konventionell ohne aktiviertem Fahrautomatisierungssystem gefahren werden. 

d) Stufe 5 (voll automatisiert): 

In Stufe 5 ist kein Fahrer/keine Fahrerin mehr erforderlich und es besteht keine Einschränkung beim 
Einsatzbereich. Fahrzeuge dieser Stufe haben typischerweise keinen Fahrersitz und auch kein Lenkrad 
mehr. Es ist durchaus denkbar, dass auch solche Fahrzeuge noch konventionell gefahren werden 
können; deshalb ist es wichtig, zwischen Fahrautomatisierungssystem und Fahrzeug zu unterscheiden.  

                                                      
14  "SAE Levels Of Driving Automation™ Refined For Clarity And International Audience - SAE Levels Of Driving 

Automation™ Refined For Clarity And International Audience", Sae.Org, 2021, https://www.sae.org/blog/sae-j3016-
update 
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Abbildung 4   Die 6 Stufen des automatisierten Fahrens (Quelle: VDA/ASTRA) 

 

Zulassung als Fahrassistenz- oder Fahrautomatisierungssystemen 

Level 1- bis Level 5-Systeme müssen typengenehmigt werden. Im Fall von Level 1 und 2 erfolgt eine 
Typengenehmigung nach UN-Regelung Nr. 79 (Einheitliche Bedingungen für die Genehmigung der 
Fahrzeuge hinsichtlich der Lenkanlage) während für Level 3 eine solche nach UN-Regelung Nr. 157 
erfolgen muss. Im Falle einer Zulassung nach UN-Regelung 79 (Lenkanlage) muss das System den 
Fahrer/die Fahrerin spätestens nach 30 Sekunden auffordern, die Hände ans Lenkrad zu nehmen, falls 
dies nicht der Fall ist. Kommt der Fahrer/die Fahrerin dieser Aufforderung nicht nach, muss sich das 
System nach weiteren 30 Sekunden deaktivieren und dies dem Fahrer/der Fahrerin mit akustischen 
Warnzeichen signalisieren15. Anders als Fahrautomatisierungssysteme nach Level 3 weisen Fahr-
automatisierungssysteme der Stufe 1 und 2 keine regulatorische Einschränkung beim Einsatzbereich auf 
und sie benötigten - bis Juli 2022 - weder Nachweise zur Cybersicherheit noch über ein Software-
Update-Managementsystem. 

Aus fahrzeugtechnischer wie auch regulatorischer Sicht bestehen somit klare Unterschiede zwischen 
Level 3-Systemen mit Typengenehmigung als Fahrautomatisierungssystem sowie den Systemen mit 
Automatisierungsfunktionen von Level 1 und 2. Die Typengenehmigung von Fahrautomatisierungs-
systemen nach UN-Regelung Nr. 157 wird in Kapitel 5 beschrieben.  

 

 

                                                      
15 UN-Regelung Nr. 79, Ziff. 5.6.2.2.5 
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4. EU-Typengenehmigung und Marktüberwachung typengenehmigter Fahrzeuge 

4.1 EU-Typengenehmigung 

Verordnung (EU) 2018/858 vom 23. Juni 2021 

Hersteller müssen gewährleisten, dass in Verkehr gesetzte Fahrzeuge den in der Typengenehmigungs-
Gesetzgebung festgelegten Anforderungen genügen16. Zudem sind sie für die Überprüfung der Fahr-
zeug-Produktion verantwortlich, die ebenfalls Bestanteil der Typengenehmigungs-Gesetzgebung ist16. 
Die Anforderungen für die EU-Typengenehmigung von Fahrzeugen der Klassen M zur Personen-
beförderung, Klasse N zur Güterbeförderung und Klasse O (Anhänger) sind in der Verordnung (EU) 
2018/858 festgelegt. Diese ist seit dem 01.09.2020 in Kraft. Die Verordnung (EU) 2018/858, letztmals 
geändert durch die delegierte Verordnung (EU) 2021/1445 mit Aktualisierungen ausserhalb von Fahr-
automatisierungssystemen, wurde von der Schweiz in die Verordnung über die technischen 
Anforderungen an Strassenfahrzeuge (VTS) übernommen17. Die Marktüberwachungsbestimmungen 
wurden dabei von der Schweiz vorerst ausgeschlossen.  

Anhang II der Verordnung (EU) 2018/858 listet die Rechtsakte (Verordnungen der EU oder UN-
Regelungen) auf, die für eine EU-Gesamtgenehmigung zu erfüllen sind (z.B. Geräuschpegel in 
Verordnung (EU) Nr. 540/2014 und Bremsen (PKW) in Verordnung (EG) Nr. 661/2009 oder UN-Regelung 
Nr. 13-H)18. Für einen Personenwagen müssen insgesamt rund 70 Nachweise (Einzelgenehmigungen) für 
die Einhaltung dieser Rechtsakte vorgelegt werden. Können von einem Fahrzeughersteller alle 
erforderlichen Einzelgenehmigungen vorgelegt werden, kann von jeder nationalen Typen-
genehmigungsbehörde in der EU eine EU-Gesamtgenehmigung nach Verordnung (EU) 2018/858 erstellt 
werden.  

Die UN-Regelung Nr. 157, die die Genehmigung von Fahrautomatisierungssystemen beinhaltet, ist in 
Anhang II der Verordnung (EU) 2018/858 vom 23.06.2021 nicht aufgeführt. Dies bedeutet, dass Fahr-
zeuge, die über eine Typengenehmigung nach Verordnung (EU) 2018/858 vom 23.06.2021 verfügen, ein 
typengenehmigtes Fahrautomatisierungssystem aufweisen können. 

Parallel zur Verordnung (EU) 2018/858 wurde von der Schweiz die entsprechende Durchführungs-
verordnung (EU) 2020/683 ebenfalls in die VTS übernommen. Diese regelt die administrativen Vorgaben 
für die Typengenehmigung nach Verordnung (EU) 2018/858. Dazu zählen Muster für Beschreibungs-
bogen, EU-Typengenehmigungsbogen, nationale Typengenehmigungsbogen für Kleinserien, Muster 
und Formate der Prüfberichte, Nummerierungssystem für Genehmigungsbogen, usw.  

Verordnung (EU) 2019/2144 vom 27. November 2019  

Mit der Verordnung (EU) 2019/2144 wurde die Verordnung (EU) 2018/858 in verschiedenen Bereichen 
geändert und für die Aufnahme von Bestimmungen zur Genehmigung von Fahrautomatisierungs-
systemen vorbereitet. Diese Verordnung wurde von der Schweiz am 01.06.2022 in die VTS übernommen. 

In Erwägungsgrund 10 werden hochentwickelte und intelligente Assistenzsysteme als Vorstufe zu 
"automatisierten Fahrzeugen" genannt, für deren Typengenehmigung harmonisierte Vorschriften und 
Prüfverfahren festgelegt werden sollen. Der technologische Fortschritt soll bei jeglicher Bewertung 
bestehender Rechtsvorschriften berücksichtigt werden. Dabei müsse gewährleistet werden, dass diese 
Systeme während des gesamten Lebenszyklus der Fahrzeuge sicher betrieben werden können.  

  

                                                      
16 Verordnung (EU) 2018/858, Artikel 13 
17  Verordnung vom 19. Juni 1995 über die technischen Anforderungen an Strassenfahrzeuge (VTS); Anhang 2 
18 Verordnung (EU) 2018/858, Anhang I 
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In Erwägungsgrund 23 wird festgehalten, dass aufgrund der allmählichen Übernahme von Aufgaben des 
Fahrers durch automatisierte Fahrzeuge harmonisierte Vorschriften für die Gewährleistung der Sicherheit 
auf internationaler Ebene im Rahmen der UN-Arbeitsgruppe 29 des Weltforums für die Harmonisierung 
der Regelungen für Kraftfahrzeuge gefördert werden sollen. Explizit erwähnt wird dabei die Entwicklung 
eines Systems zur Überprüfung von Entscheidungen von automatisierten Fahrzeugen.  

In Erwägungsgrund 24 wird festgehalten, dass die Kommunikation mit nicht-digitalisierten Verkehrs-
teilnehmenden (Fussgänger, Radfahrer, Fahrer von nicht-automatisierten Fahrzeugen), wie sie in UN-
Regelungen vorgesehen ist, bei den EU-Mitgliedstaaten mit aufgebaut werden soll. 

In Erwägungsgrund 13 wird die "ereignisbezogene Datenaufzeichnung" (Event Data Recorder EDR) 
genannt, die ein wesentliches Bauteil der Typengenehmigung von Assistenz- und Automatisierungs-
systemen darstellt. Diese ist bereits bei Fahrzeugen mit hochentwickelten Assistenzsystemen vorge-
schrieben und darf gemäss Art. 6, Ziff. (4)b nicht deaktiviert werden können (die Assistenzsysteme 
mindestens teilweise jedoch schon).  

In Artikel 3 (Begriffsbestimmungen) werden "automatisierte" und "vollautomatisierte" Fahrzeuge unter-
schieden. Unter Ersterem werden Fahrzeuge verstanden, die so konstruiert und gebaut sind, dass sie sich 
über bestimmte Zeiträume hinweg automatisiert ohne kontinuierliche Überwachung durch einen 
Fahrer/eine Fahrerin fortbewegen können, wobei das Eingreifen des Fahrers/der Fahrerin in speziellen 
Situationen erwartet wird bzw. erforderlich ist. Für Letzteres fällt die Begrenzung auf Zeiträume und das 
Eingreifen durch einen Fahrer/eine Fahrerin weg. Damit werden in der EU-Typengenehmigungs-
Gesetzgebung Fahrzeuge mit Fahrautomatisierungssystemen nach Level 3 als "automatisierte" und nach 
Level 4 und Level 5 als "vollautomatisierte" Fahrzeuge eingestuft. 

Anhang III der Verordnung (EU) 2019/2144 beschreibt die Änderungen des Anhangs II der Verordnung 
(EU) 2018/858 betreffend Rechtsakten, die für eine EU-Typengenehmigung zu erfüllen sind. Dies 
beinhaltet eine Auflistung der für die Typengenehmigung von Fahrautomatisierungssystemen 
erforderlichen Teile, nämlich ein System zur Überwachung der Fahrerverfügbarkeit (E4), ein System zur 
Kontrolle des Fahrautomatisierungssystems19 (E6), ein System zur Überwachung des Fahrzeugs und 
seiner Sensorik (E7) sowie Systeme zur Weitergabe von Sicherheitsinformationen an andere Verkehrsteil-
nehmer (E8). Die entsprechenden Rechtsakte werden in dieser Verordnung allerdings noch nicht auf-
gelistet, weshalb eine EU-Typengenehmigung von Fahrautomatisierungssystemen gemäss Verordnung 
(EU) 2018/858, geändert durch Verordnung (EU) Fassung 2019/2144 vom 27. November 2019 nach wie 
vor nicht möglich ist. 

Seit Inkrafttreten wurde die Verordnung (EU) 2019/2144 vier Mal geändert, um den Einbau einer 
alkoholempfindlichen Wegfahrsperre20 sowie detaillierte Vorschriften für die Typgenehmigung von 
Warnsystemen bei Müdigkeit und nachlassender Aufmerksamkeit des Fahrers21, intelligenten 
Geschwindigkeitsassistenten22 und Ereignisdatenspeicher23 im Anhang II zu ergänzen. 

  

                                                      
19  Wörtlich: Die Kontrolle des Fahrers über das Fahrzeug übernehmende Systeme (E6) 
20  Delegierte Verordnung (EU) 2021/1243 der Kommission vom 19. April 2021 
21  Delegierte Verordnung (EU) 2021/1341 der Kommission vom 23. April 2021 
22  Delegierte Verordnung (EU) 2021/1958 der Kommission vom 23. Juni 2021 
23  Delegierte Verordnung (EU) 2022/545 der Kommission vom 26. Januar 2022 
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Delegierte Verordnung (EU) 2022/1398 vom 8. Juni 2022 

Im Amtsblatt vom 16. August 2022 hat die EU die Delegierte Verordnung (EU) 2022/1398 vom 8. Juni 
2022 zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/2144 publiziert. Diese beinhaltet eine Aktualisierung der 
in Anhang I und Anhang II genannten UN-Regelungen (Erwägungsgrund 1) sowie die Aufnahme neuer 
UN-Regelungen (Erwägungsgrund 2). Dazu zählt auch die UN-Regelung Nr. 157 (Automatisches 
Spurhaltesystem), die in Kapitel 5 vorgestellt wird. Die Aufnahme dieser UN-Regelungen ermöglicht nun 
erstmals die europäische Typengenehmigung von Fahrzeugen mit Fahrautomatisierungssystemen.  

Konkret werden durch die Aufnahme der UN-Regelung Nr. 157 in die Verordnung (EU) 2019/2144 die 
bis anhin fehlenden Rechtsakte für die Genehmigung von Systemen zur Überwachung der Fahrer-
verfügbarkeit (E4), zur Kontrolle des Fahrautomatisierungssystems19 (E6) und zur Überwachung des 
Fahrzeugs und seiner Sensorik (E7) ergänzt. Diese müssen - gemäss Fussnote (5) in Anhang II der 
Verordnung (EU) 2019/2144 - für die Genehmigung von "automatisierten" Fahrzeugen eingehalten 
werden. 

Der Rechtsakt für die Genehmigung von Systemen zur Weitergabe von Sicherheitsinformationen an 
andere Verkehrsteilnehmer (E8), bleibt weiterhin leer, weshalb für solche Systeme weiterhin keine 
Typengenehmigung möglich ist. 

Zudem werden Typengenehmigungen nach UN-Regelung Nr. 0 für Gesamtfahrzeuge als gleichwertig zu 
EU-Typengenehmigungen nach Verordnung (EU) 2018/858 in der Fassung 2019/2144, geändert durch 
Verordnung (EU) 2022/1398 eingestuft. 

Bemerkung: 

Parallel zu den oben genannten europäischen Verordnungen, die sich mit der Typengenehmigung von 
"automatisierten" Fahrzeugen (Level 3) befassen und Gegenstand dieser Arbeit sind, hat die EU mit der 
Durchführungsverordnung (EU) 2022/1426 vom 5. August 2022 eine Typengenehmigungsmöglichkeit 
für "vollautomatisierte" Fahrzeuge (Level 4 und Level 5) geschaffen. Diese ergänzt die Typen-
genehmigung von "automatisierten" Fahrzeugen, ist aber nicht Gegenstand der Beauftragung dieser 
Arbeit.  

4.2 EU-Marktüberwachung 

Auf dem Markt angebotene Fahrzeuge müssen von den EU-Mitgliedstaaten hinsichtlich Einhaltung der 
von der Typengenehmigungs-Gesetzgebung verlangten technischen Anforderungen überprüft werden 
(Marktüberwachung). Sie sind deshalb verpflichtet, eine Marktüberwachungsbehörde einzurichten24. Die 
Aufgabenbereiche, Zuständigkeiten und Funktionen müssen dabei strikt von der Typengenehmigungs-
behörde getrennt werden. Die Mitgliedstaaten überprüfen und bewerten die Marktüberwachung regel-
mässig (mindestens alle 4 Jahre) und stellen die Ergebnisse den anderen Mitgliedstaaten zur Verfügung. 

Die Verordnung (EU) 2018/858 schreibt vor, dass EU-Mitgliedstaaten pro 40'000 Immatrikulationen 
mindestens 1 Fahrzeug prüfen müssen. Die Prüfungen können an zum Verkauf bereitgestellten Neufahr-
zeugen oder - mit Einverständnis des Inhabers der Zulassungsbescheinigung - an zugelassenen Fahr-
zeugen durchgeführt werden. Sie können auch im Ausland durchgeführt werden. Die EU-Mitgliedstaaten 
tauschen jährlich Informationen über geplante Marktüberwachungsprüfungen aus und erstellen alle 
zwei Jahre einen Bericht über Marktüberwachungsaktivitäten zu Handen des "Forums für den 
Informationsaustausch" (siehe Kapitel 4.3) über die Erkenntnisse. 

                                                      
24 Verordnung (EU) 2018/858, Art. 6 
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Die Marktüberwachungsbehörden verpflichten die Fahrzeughersteller zur Bereitstellung aller Unterlagen, 
Informationen und technische Spezifikationen, die zur Durchführung von Marktüberwachungsprüfungen 
erforderlich sind; einschliesslich Software und Algorithmen. 

Geben Marktüberwachungsprüfungen oder anderweitige Informationen ausreichend Grund zur An-
nahme, dass von der Typengenehmigungs-Gesetzgebung vorgegebene Anforderungen nicht einhalten 
oder öffentliche Interessen ernsthaft gefährden, kann die Marktüberwachungsbehörde Abhilfemass-
nahmen verlangen (ggf. inklusive Rückruf von im Verkehr befindlichen Fahrzeugen) oder das Inverkehr-
setzen entsprechender Fahrzeuge beschränken oder verbieten25. Das nicht-Einhalten von 
Anforderungen der Verordnung (EU) 2018/858 ist gegeben, wenn Fahrzeuge, Systeme, Bauteile oder 
selbständige technische Einheiten a) stärker als erlaubt von den beschreibenden Angaben abweichen, b) 
die vorgegebenen Leistungskriterien der Grenzwerte für die Serienproduktion nicht unter allen 
vorgeschriebenen Bedingungen einhalten oder c) die Genehmigungs- oder Marktüberwachungsbehörde 
(oder die EU-Kommission) nicht in der Lage sind, Herstellerangaben in den Genehmigungsbögen unter 
den Bedingungen des Rechtakts nachzuvollziehen26.  

Ein weiterer Fokus wird auf Produkte gelegt, die eine "ernste Gefahr" darstellen (Art. 20). Ob eine ernste 
Gefährdung vorliegt, wird anhand einer Risikobewertung mit Berücksichtigung der Art der Gefahr und 
der Eintretens-Wahrscheinlichkeit erstellt. Die Aussicht auf einen höheren Sicherheitsgrad oder die 
Verfügbarkeit anderer Produkte, die einen höheren Sicherheitsgrad aufweisen, ist alleine kein Grund, um 
von einer ernsten Gefahr auszugehen. 

Die Marktüberwachungsbehörden organisieren die Marktüberwachung nach Verordnung (EG) Nr. 
765/2008, Anhang III. Dies bedeutet, dass Fahrzeuge, die die geltenden Anforderungen der Typen-
genehmigungs-Gesetzgebung nicht erfüllen, vom Markt genommen werden bzw. ihre Bereitstellung auf 
dem Markt untersagt oder eingeschränkt wird und dass die Öffentlichkeit, die Kommission und die 
anderen Mitgliedstaaten ordnungsgemäss informiert werden. Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, dafür 
geeignete Verfahren zu schaffen, die auch Rekurs- und Beschwerdemöglichkeiten beinhalten sowie 
Möglichkeiten für die Überprüfung von Unfällen und Gesundheitsschäden, bei denen der Verdacht 
besteht, dass diese durch typengeprüfte Fahrzeuge verursacht wurden. Angeordnete Korrektur-
massnahmen müssen geprüft werden können und dem wissenschaftlichen und technischen Fachwissen 
in Sicherheitsfragen muss Rechnung getragen werden27. Dazu rüsten die Mitgliedstaaten die Marktüber-
wachungsbehörde mit den entsprechenden Befugnissen, Ressourcen und Kenntnissen zur ordnungs-
gemässen Wahrnehmung der Aufgaben aus.  

 
  

                                                      
25  Verordnung (EU) 2018/858, At. 58 
26 Verordnung (EU) 2018/858, Art. 5, Abs. 2 
27  Verordnung (EG) Nr. 765/2008, Art. 18 
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4.3 Organe in der EU 

Technischer Ausschuss - Kraftfahrzeuge (TCMV) 

Die EU-Kommission wird von einem als "Technischer Ausschuss - Kraftfahrzeuge (TCMV)" bezeichneten 
Ausschuss unterstützt. Dieser Ausschuss ist ein Ausschuss im Sinne von Verordnung (EU) Nr. 182/201128. 
Diese Verordnung legt die allgemeinen Regeln für die Festlegung einheitlicher Durchführungs-
bestimmungen fest. Der Ausschuss setzt sich aus Vertretern der Mitgliedstaaten zusammen. Der Vorsitz 
führt ein Vertreter der Kommission. Gibt der Ausschuss eine befürwortende Stellungnahme ab, erlässt 
die Kommission den entsprechenden Durchführungsrechtsakt. Gibt der Ausschuss keine Stellungnahme 
ab, erlässt die Kommission den Rechtsakt nicht und Artikel 5, Absatz 4 Unterabsatz 3 der Verordnung 
(EU) Nr. 182/2011 findet Anwendung29 (Unterbreitung zur weiteren Beratung oder Unterbreitung einer 
geänderten Fassung). 

Genehmigungsbehörde 

Die "Genehmigungsbehörde" ist gemäss Verordnung (EU) 2018/858, Art. 3 (Begriffsbestimmungen, Ziff. 
36) eine der Kommission von den Mitgliedstaaten gemeldete Behörde, die zuständig ist, für die Belange 
der Typengenehmigung sowie für das Autorisierungsverfahren für Teile und Ausrüstung sowie für die 
Ausstellung und ggf. den Entzug oder Versagung von Genehmigungsbogen; sie fungieren ferner als 
Kontaktstelle für die Genehmigungsbehörden anderer Mitgliedstaaten, benennen die technischen 
Dienste und sorgen dafür, dass der Hersteller seine Pflichten im Zusammenhang mit der 
Übereinstimmung der Produktion erfüllt. 

Genehmigungsbehörden stellen den Marktüberwachungsbehörden die erforderlichen Informationen zur 
Verfügung, die mit der Typgenehmigung der Fahrzeuge, Systeme, Bauteile und selbstständigen 
technischen Einheiten in Verbindung stehen, bei denen die Einhaltung der Vorschriften nachgeprüft 
wird, gemäss Verordnung (EU) 2018/858, Art. 7 (Pflichten der Genehmigungsbehörden). Wird eine 
Genehmigungsbehörde gemäss Kapitel XI30 unterrichtet, dass ein Fahrzeug, ein System, ein Bauteil oder 
eine selbstständige technische Einheit vermutlich eine Gefahr darstellt oder die Anforderungen nicht 
erfüllt, so ergreift sie alle erforderlichen Massnahmen zur Überprüfung der erteilten Typgenehmigung 
und berichtigt oder widerruft die Typgenehmigung gegebenenfalls je nach den Gründen und der 
Schwere der aufgezeigten Abweichungen.  

Marktüberwachungsbehörde 

Die Marktüberwachungsbehörden führen regelmässige Kontrollen durch, um nachzuprüfen, ob Fahr-
zeuge, Systeme, Bauteile und selbstständige technische Einheiten die einschlägigen Anforderungen 
erfüllen. Diese Kontrollen werden in angemessenem Umfang durch Überprüfung der Unterlagen sowie 
gegebenenfalls durch Prüfungen im Labor und auf der Strasse auf Grundlage statistisch aussagekräftiger 
Stichproben durchgeführt (Verordnung (EU) 2018/858, Art. 8). Die Mindestanzahl an Prüfungen je Mit-
gliedstaat ergibt sich aus der Quote von einem pro 40'000 der im jeweiligen Mitgliedstaat im voran-
gegangenen Jahr zugelassenen neuen Fahrzeuge, wobei mindestens fünf Prüfungen durchzuführen sind. 
Die Prüfungen dienen dazu, die Einhaltung der geltenden Rechtsakte, die in Anhang II aufgeführt sind, 
nachzuprüfen. 

  

                                                      
28  Verordnung (EU) Nr. 182/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 zur Festlegung 

der allgemeinen Regeln und Grundsätze, nach denen die Mitgliedstaaten die Wahrnehmung der Durchführungs-
befugnisse durch die Kommission kontrollieren 

29 Verordnung (EU) 2019/2144, Art. 13 
30  Verordnung (EU) 2018/858, Kapitel XI (Schutzklauseln), Art. 51 - 56 



Empa Dübendorf, Abteilung Fahrzeugantriebssysteme Seite 17 / 43 

Automatisierte Fahrzeuge - Eine regulatorische Einordnung aus fahrzeugtechnischer Sicht Bericht-Nr. 5'214'029'735 

 
Technischer Dienst 

Der "technische Dienst" ist gemäss Verordnung (EU) 2018/858, Art. 3 (Begriffsbestimmungen, Ziff. 38) 
eine Organisation oder Stelle, die von der Genehmigungsbehörde als Prüflabor für die Durchführung 
von Prüfungen oder als Konformitätsbewertungsstelle für die Durchführung der Anfangsbewertung und 
anderer Prüfungen oder Kontrollen benannt wurde. 

Marktüberwachungsbehörden und technische Dienste werden von den Mitgliedstaaten eingerichtet und 
benannt (Verordnung (EU) 2018/858, Art. 6 (Pflichten der Mitgliedstaaten)). Die Mitgliedstaaten sorgen 
dafür, dass ihre Genehmigungs- und ihre Marktüberwachungsbehörden eine strikte Trennung ihrer 
jeweiligen Zuständigkeiten und Funktionen einhalten und ihren Tätigkeiten unabhängig voneinander 
nachgehen. 

Die Mitgliedstaaten organisieren die Marktüberwachung und die Kontrolle von in den Markt einge-
führten Fahrzeugen, Systemen, Bauteilen und selbstständigen technischen Einheiten gemäss 
Verordnung (EU) 2018/858 und Kapitel III31 der Verordnung (EG) Nr. 765/200832 und führen sie durch. 
Sie ermöglichen der Öffentlichkeit den Zugang zu einer Zusammenfassung der Ergebnisse der regel-
mässigen Überprüfungen und Bewertungen (Verordnung (EU) 2018/858, Art. 6 (Pflichten der Mitglied-
staaten), Ziff. (8). Die Marktüberwachungstätigkeiten werden von den Mitgliedsstaaten mindestens alle 4 
Jahre überprüft und bewertet. 

Die Kommission und die Mitgliedstaaten verwenden das mit der Richtlinie 2001/95/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates eingerichtete EU-Schnellwarnsystem (RAPEX) und das mit der Verordnung 
(EG) Nr. 765/2008 eingerichtete Informations- und Kommunikationssystem für die Marktüberwachung 
(ICSMS) für die Zwecke der Marktüberwachung, Rückrufmassnahmen und anderer einschlägiger 
Tätigkeiten. 

Forum für den Informationsaustausch 

Die EU-Kommission richtet ein "Forum für den Informationsaustausch" ein (im folgenden "Forum" 
genannt). Die Beratungsaufgaben des Forums umfassen die Förderung bester Verfahren, um die 
einheitliche Auslegung und Anwendung dieser Verordnung zu erleichtern, den Austausch von 
Informationen über Probleme bei der Durchsetzung, die Zusammenarbeit, insbesondere bei der 
Bewertung, Benennung und Überwachung technischer Dienste, die Entwicklung von Arbeitsmethoden 
und -instrumenten, die Entwicklung eines Verfahrens für den elektronischen Informationsaustausch und 
die Bewertung harmonisierter Durchsetzungsprojekte sowie über Geldbussen. 

Der Informationsaustausch innerhalb und mit der EU erfolgt über die Plattform "Cirabc"33. Die Plattform 
weist verschiedene Foren auf, unter anderem ein Forum zum Institutionalisierten Austausch zu Vollzugs-
fragen unter den nationalen Genehmigungsbehörden ohne zentrales Publikationsorgan34.  

  

                                                      
31 Rechtsrahmen für eine gemeinschaftliche Marktüberwachung und die Kontrolle von in den Gemeinschaftsmarkt 

eingeführten Produktion 
32 Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rats vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für 

die Akkreditierung und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 vom 25.06.2019 
33  https://circabc.europa.eu/ui/welcome  
34  https://circabc.europa.eu/ui/group/5e63b043-c07e-4176-9028-7516faca1b72/library/9d0aeb2d-da67-495d-9641-

6fd041a4ac0e 
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5. Typengenehmigung von Fahrautomatisierungssystemen nach UN/ECE-Regelung Nr. 157 

5.1 Allgemeines 

Die Typengenehmigung von Fahrautomatisierungssystemen nach Level 3 für Fahrzeuge der Klasse M1 
(Fahrzeuge für die Personenbeförderung mit nicht mehr als acht Sitzplätzen zusätzlich zum Fahrersitz)35 
erfolgt in der EU nach der UN-Regelung Nr. 157. Diese trat in der Grundversion am 22. Januar 2021 in 
Kraft und definiert, unter welchen Bedingungen nach dieser Regelung typengenehmigte Fahrauto-
matisierungssysteme eingesetzt werden dürfen und welche Anforderungen für die Typengenehmigung 
eingehalten werden müssen. Diese Anforderungen werden im Folgenden zusammengefasst 
beschrieben. Zu den einzelnen Sub-Systemen gibt es eine Vielzahl von Detailregelungen, auf deren 
vollständige Beschreibung hier aus Übersichtlichkeitsgründen verzichtet wird. 

Der für die Typenprüfung zuständige Technische Dienst hat bei der Bewertung der einzelnen 
Anforderungen teilweise einen grossen Ermessungsspielraum, wie auch der Fahrzeughersteller in vielen 
Fällen frei ist, wie er eine Typengenehmigungsanforderung technisch löst. So schreibt die UN-Regelung 
Nr. 157 beispielsweise direkt keine technischen Spezifikationen bezüglich der Sensorik oder Aktuatorik 
vor, stellt aber Minimalanforderung an die Funktionalität des Gesamtsystems. So ist beispielsweise ein 
minimaler Erfassungsbereich von 46 m nach vorn und ein seitlicher Erfassungsbereich, der die Breite der 
linken und rechten Fahrspuren abdeckt, vorgeschrieben36. Aufgrund des grossen Ermessungsspielraums 
der Technischen Dienste schreibt die UN-Regelung Nr. 157 vor, das Prüfer/Prüferinnen über eine 
Akkreditierung nach ISO 26262-2018 (Funktionale Sicherheit von Strassenfahrzeugen) und ISO/PAS 
21448 (Sicherheit der bestimmungsgemässen Funktion von Strassenfahrzeugen) verfügen müssen37.  

Genehmigungen nach UN-Regelung Nr. 157 gelten unbefristet. Der Fahrzeughersteller muss aber im 
Rahmen der Typenprüfung ein Sicherheitskonzept vorlegen, das eine Analyse von Gefahren ver-
schiedenster Art beinhaltet38. Dazu zählen auch Cyber-Angriffe. Um den Schutz gegen Cyberangriffe 
nachzuweisen, verlangt die UN-Regelung Nr. 157 eine Konformitätsbescheinigung für Cybersicherheits-
Managementsysteme nach UN-Regelung Nr. 155. Zudem verlangt die UN-Regelung Nr. 157 für 
Software-Updates und das Software-Managementsystem eine Konformitätsbescheinigung nach UN-
Regelung Nr. 15639. Die beiden UN-Regelungen Nr. 155 und Nr. 156 sind für die Zulassung eines Klasse 
M Fahrzeuges sowieso notwendig und müssen somit unabhängig von der UN-Regelung Nr. 157 erfüllt 
werden. 

Diese auf den Fahrzeughersteller lautenden Konformitätsbescheinigungen sind in beiden Fällen auf 3 
Jahre befristet und das Erlöschen oder der Entzug gilt für Typengenehmigungen nach UN-Regelung Nr. 
157, für die die betreffenden Konformitätsbescheinigungen relevant waren, als Änderung der 
Genehmigung, die den Entzug der Typengenehmigung einschliessen kann40.  

 

  

                                                      
35  ECE/TRANS/WP.29/78/Rev.6 
36 UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 7.1 
37  UN-Regelung Nr. 157, Anhang 4, Ziff. 7 
38  UN-Regelung Nr. 157, Anhang 4, Ziff. 3.4 
39  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 9.1 (UN-Regelung Nr. 155) und Ziff. 9.2 (UN-Regelung Nr. 156) 
40 UN-Regelung Nr. 155, Ziff. 6.11 
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Die UN-Regelung Nr. 155 erfordert die Zertifizierung des Fahrzeugherstellers hinsichtlich eines Cyber 
Security Management System (CSMS). Dabei bildet die Erfüllung der Norm ISO/SAE 21434 "Road 
vehicles – Cybersecurity engineering“ eine Grundlage zur Erlangung der Zertifizierung. Für die 
Zertifizierung muss der Hersteller in einem durch ein von der Zulassungsbehörde akkreditiertes Prüf-
institut durchgeführten Assessments nachweisen, dass sein CSMS den Anforderungen der UN-Regelung 
Nr. 155 entspricht. Der erfolgreiche Nachweis ist jeweils drei Jahre gültig und ist notwendig, um 
überhaupt eine Typzulassung für ein Fahrzeug zu bekommen.  

Analog dazu erfordert die UN-Regelung Nr. 156 die Zertifizierung des Fahrzeugherstellers hinsichtlich 
eines Software Update Management System (SUMS). Auch hier wird die Zertifizierung durch ein 
akkreditiertes Prüfinstitut durchgeführt und ist wiederum drei Jahre gültig.   

 

Abbildung 5   UN-Regelungen Nr. 157 sowie 155 und 156 mit entsprechenden ISO-Regelungen 

 

Anforderungen an die Cybersicherheit 

Die UN-Regelung Nr. 155 enthält Vorschriften für die Genehmigung von Fahrzeugen im Hinblick auf die 
Cybersicherheit und das Cybersicherheits-Managementsystem. Das Ziel der Vorschriften ist die Sicher-
stellung der Cybersicherheit des Fahrzeuges über dessen gesamte Lebensdauer. Die Regelung ist ab Juli 
2022 in der EU verpflichtend für neue Typengenehmigungen und ab Juli 2024 für die Zulassung von 
Fahrzeugen41.  

Parallel zur UN-Regelung Nr. 155 wurde die Norm ISO/SAE 21434 „Road Vehicles – Cyber Security 
Engineering“ ausgearbeitet, welche wichtig ist für die Zertifizierung des Cybersicherheits-Management-
systems. Die Norm ISO/SAE 21434 ist eine wichtige Grundlage zur Erfüllung der UN-Regelung Nr. 155. 
Das Cybersicherheits-Managementsystem ist in Abschnitt 2.3 der UN-Regelung Nr. 155 definiert, als ein 
systematischer, risikobasierter Ansatz, der organisatorische Prozesse, Verantwortlichkeiten und 
Führungsstrukturen festlegt, um Risiken im Zusammenhang mit Cyber-Bedrohungen für Fahrzeuge zu 
behandeln und sie vor Cyber-Angriffen zu schützen.  

Das Cybersicherheits-Managementsystem dient insbesondere der: 

 Erkennung und Verhinderung von Cyberangriffen auf Fahrzeuge des jeweiligen Fahrzeugtyps. 

 Unterstützung der Überwachungsfähigkeit des Fahrzeugherstellers in Bezug auf die Erkennung von 
Bedrohungen, Schwachstellen und Cyberangriffen, die für den Fahrzeugtyp relevant sind.  

 Bereitstellung forensischer Daten, um die Analyse versuchter oder erfolgreicher Cyberangriffe zu 
ermöglichen. 

                                                      
41 Verordnung (EU) 2019/2144 vom 05.09.2022, Anhang II 
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Das Cybersicherheits-Managementsystem betrifft dabei nicht nur die Entwicklungs- und Produktions-
phase eines Fahrzeugtyps, sondern insbesondere auch die Postproduktionsphase. Diese endet dabei 
erst, wenn das letzte Fahrzeug eines Fahrzeugtyps ausser Betrieb gesetzt wird. Somit ergibt sich die 
Pflicht an den Hersteller die Cyber-Sicherheit bis zum letzten Tag des letzten Fahrzeuges zu überwachen 
und sicherzustellen. Wie dies beispielsweise für Sammlerfahrzeuge oder im Falle der Aufgabe einer Fahr-
zeugmarke konkret ausgestaltet wird, ist nicht beschrieben. 

Das Cybersicherheits-Managementsystem muss durch eine unabhängige, zertifizierte Genehmigungs-
behörde in einem Assessment überprüft werden, welche dann eine Konformitätsbescheinigung ausstellt, 
die eine Gültigkeit von drei Jahren besitzt42. Danach muss ein erneutes Assessment durchgeführt 
werden. Im Assessment muss der Hersteller detailliert aufzeigen, mit welchen Prozessen die Cyber-
Sicherheit sichergestellt wird. Hierbei muss der Hersteller auch Risiken identifizieren, welche durch 
Zulieferbauteile und Zuliefersoftware entstehen43. Der Fahrzeughersteller muss zudem mindestens 
einmal jährlich, beziehungsweise öfters falls notwendig, die Genehmigungsbehörde über die Ergebnisse 
des Cyberrisiko-Monitorings informieren.  

Zusätzlich müssen sich die Vertragsparteien beziehungsweise die nationalen Typengenehmigungs-
behörden gegenseitig über die bei einer Zertifizierung eines Herstellers angewandten Methoden und 
Kriterien unterrichten44, wenn die Methoden und Kriterien zum ersten Mal angewendet wurden oder 
wenn sich diese verändern. 

Annex 5 des Dokumentes liefert dann eine Liste von typischen Gefährdungen und Massnahme zur 
Reduktion dieser Gefährdung. Der Anhang besteht dabei aus drei Teilen. Teil A des Anhangs beschreibt 
die Ausgangslage für Bedrohungen, Schwachstellen und Angriffsmethoden. Teil B beschreibt Abhilfe-
massnahmen für die Bedrohungen, die auf Fahrzeugtypen abzielen. Teil C beschreibt Abhilfemass-
nahmen für Bedrohungen, die für Bereiche ausserhalb des Fahrzeugs gedacht sind, z. B. auf IT-Backends. 

Anforderungen an die Software 

Die UN-Regelung Nr. 156 wurde parallel zur UN-Regelung Nr. 155 ausgearbeitet und enthält 
Vorschriften für die Genehmigung von Fahrzeugen mit updatefähiger Software. Ziel dieser Regelung ist 
die Sicherstellung der Softwaresicherheit von Fahrzeugen über dessen gesamte Lebensdauer. Diese 
Regelung ist wie die UN-Regelung Nr. 155 ab Juli 2022 in der EU verpflichtend für neue Typen-
genehmigungen und ab Juli 2024 für die Fahrzeugzulassung.  

Die Regelung schreibt vor, dass der Hersteller für sämtliche Neufahrzeuge ein zertifiziertes Software 
Update Management System aufbauen und betreiben muss45. Dieses wird beschrieben als ein 
systematischer Ansatz, der organisatorische Prozesse und Verfahren zur Einhaltung der Anforderungen 
für die Bereitstellung von Software-Updates definiert. Damit müssen über die gesamte Lebensdauer des 
Fahrzeuges sicherere und rück-verfolgbare Softwareupdates garantieret werden. 

Wie bei der UN-Regelung Nr. 155 ist auch bei der UN-Regelung Nr. 156 eine ISO Norm, in diesem Fall 
die zukünftige ISO 24089 "Road vehicles - Software update engineering" ein wichtiger Baustein zur 
Erlangung der Zertifizierung. Die Norm ist in Vorbereitung aber noch nicht publiziert.  

                                                      
42  UN-Regelung Nr. 155, Ziff. 6.2.3 
43  UN-Regelung Nr. 155, Ziff. 7.3.2 
44  UN-Regelung Nr. 155, Ziff. 5.3.2 
45  UN-Regelung Nr. 156 Absatz 2.5 
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Das Software Update Management System muss ebenfalls durch eine unabhängige, zertifizierte 
Genehmigungsbehörde im Rahmen von Assessments überprüft werden, welche dann eine Konformitäts-
bescheinigung ausstellt. Diese besitzt ebenfalls eine Gültigkeit von maximal 3 Jahren46.  

Anforderungen an Ereignisdatenspeicher 

Die Vorschriften und technischen Anforderungen an Ereignisdatenspeicher sind in der Delegierten 
Verordnung (EU) 2022/545 vom 26. Januar 2022 festgelegt. Darin wird festgehalten, dass Ereignis-
datenspeicher den technischen Anforderungen nach UN-Regelung Nr. 160 entsprechen müssen. 

Die UN-Regelung Nr. 160 enthält Vorschriften für die Genehmigung von Fahrzeugen mit einem Event 
Data Recorder (EDR). Die Regelung ist relativ kurz. Sie beschreibt, welche Daten mindestens zu erfassen 
sind, wie diese zu speichern sind und welche Massnahmen zur Crashsicherheit vorzusehen sind. Das Ziel 
des Event Data Recorder ist, Daten im Falle von Ereignissen für eine effektive Rekonstruktion sowie zur 
Untersuchung der Wirksamkeit von Sicherheitsausstattungen bereitzustellen. 

Abschnitt 1.3 listet diejenigen Daten auf, die von der UN-Regelung Nr. 160 ausgeschlossen sind: 
vollständige Fahrgestellnummer (VIN) und weitere eindeutige Fahrzeugdetails, Fahrerinformationen 
sowie Position, Zeit und Datum eines Events, bzw. Datenschutzrechtlich heikle Informationen.  

5.2 Technische Anforderungen an Fahrautomatisierungssysteme 

Grundsätzliche Anforderungen 

Die technischen Anforderungen an Fahrautomatisierungssysteme sind in der UN-Regelung Nr. 157 
vergleichsweise allgemein und pauschal formuliert. So dürfen damit ausgerüstete Fahrzeuge "keine 
unzumutbaren Risiken für die Fahrzeuginsassen bergen" und sie dürfen "keine Kollisionen verursachen, 
die vermeidbar sind". Dies muss so gewährleistet sein, dass es mindestens einem "kompetenten und 
umsichtigen menschlichen Fahrer" entspricht47. Wie dies sichergestellt und nachgewiesen wird, bleibt 
dem Fahrzeughersteller und dem Technischen Dienst im Rahmen der Typenprüfung überlassen. Der 
Fahrzeug-Hersteller muss jedoch eine Erklärung abgeben, in der er versichert, dass das Fahr-
automatisierungssystem keine unzumutbaren Risiken für den Fahrer, die Fahrgäste und andere 
Verkehrsteilnehmende birgt48.  

Die UN-Regelung Nr. 157 enthält lediglich einige wenige, konkrete Detailregulierungen, wie beispiels-
weise: 

 Das Fahrzeug darf im automatisierten Betrieb keine Fahrbahnmarkierungen überfahren (Aussen-
kante Reifen bis Aussenkante Fahrbahnmarkierung)49. 

 Ein sensorisch minimaler Erfassungsbereich von 46 m ist vorgeschrieben ebenso wie ein seitlicher 
Erfassungsbereich, der die beiden benachbarten Fahrspuren abdeckt50. 

 Das Fahrzeug muss im automatisierten Betrieb den Abstand zum vorausfahrenden Fahrzeug 
gemäss einer vorgegebenen Formel einhalten51. Dieser entspricht bei 20 km/h mindestens 6.7 m 
und bei 60 km/h mindestens 26.7 m. In keinem Fall darf ein Mindestabstand von 2 m unterschritten 
werden.  

                                                      
46  UN-Regelung Nr. 156, Ziff. 9.1.2 
47  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 5 
48  UN-Regelung Nr. 157, Anhang 4, Ziff. 3.4.1 
49  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 5.2.1 
50  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 7.1.1 und Ziff. 7.1.2 
51  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 5.2.3.3 
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Können diese Mindestabstände aufgrund eines einfahrenden Fahrzeugs oder der Abbremsung des 
vorausfahrenden Fahrzeugs nicht eingehalten werden, muss der Mindestabstand ohne starkes 
Bremsen bei der nächstmöglichen Gelegenheit wiederhergestellt werden. 

 Das Fahrautomatisierungssystem muss so konzipiert sein, dass eine einzelne Wahrnehmungs-
störung (ohne Ausfall) nicht zu einer gefährlichen Situation führen kann52. 

Die Anforderungen zur Vermeidung von Kollisionen werden in folgenden zwei Fällen reduziert: Erstens, 
im Falle einer Vollbremsung des vorausfahrenden Fahrzeugs, wenn das automatisiert fahrende Fahrzeug 
den vorgeschriebenen Mindestabstand aufgrund einer nicht selbstverschuldeten Situation (z.B. aufgrund 
eines spureinfahrenden Fahrzeugs) nicht einhalten kann. Und Zweitens, wenn aufgrund eines spur-
einfahrenden Fahrzeugs gewisse Mindestabstände nicht eingehalten werden können. Abbildung 6 zeigt 
beispielhaft die Spureinfahrt eines mit 70 km/h fahrenden Fahrzeugs 1 neben dem mit 60 km/h 
automatisch fahrenden Fahrzeugs 0 in zwei Positionen: erstens beim Referenzpunkt "Spureinfahrt" und 
zweitens nach erfolgtem Spurwechsel.  

 

 

Abbildung 6   Spureinfahrt vor automatisiert fahrendem Fahrzeug  

 

Die Anforderung der Kollisionsvermeidung gilt, wenn folgende zwei Bedingungen eingehalten sind:  

a) die seitliche Bewegung des spureinfahrenden Fahrzeugs 1 ist für das automatisch fahrende Fahr-
zeug 0 mindestens 0.72 Sekunden sichtbar, bevor ein Vorderreifen näher als 0.3 m an die Aussen-
kante der zu überfahrenden Fahrbahnmarkierung heranfährt (entspricht bei der angegebenen 
Geschwindigkeit einer Distanz von 2.0 m)53.  

b) der Abstand des nach der Spureinfahrt langsamer fahrenden, eingespurten Fahrzeugs einen 
zeitlichen Abstand von mindestens 0.58 s aufweist (entspricht bei der angegebenen Geschwindig-
keit einer Distanz von 10 m)53. 

Können diese beiden Bedingungen nicht eingehalten werden, anerkennt die UN-Regelung Nr. 157, dass 
eine Kollision nicht ausgeschlossen werden kann54. Das Fahrautomatisierungssystem darf jedoch auch 
dann nicht automatisch deaktiviert werden oder sich anders verhalten. Im Rahmen der Typenprüfung 
nach UN-Regelung 157 muss dies vom Fahrzeughersteller nachgewiesen werden. 

  

                                                      
52  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 7.1.6 
53  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 5.2.5.2 
54  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 5.2.5.4 
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Objekt- und Ereigniserkennungssystem (OEDR) 

Fahrautomatisierungssysteme müssen mit einem Objekt- und Ereigniserkennungssystem (Object and 
Event Detection and Response, OEDR) ausgerüstet sein, das die Fahrumgebung (z.B. Strassengeometrie, 
Fahrbahnmarkierungen) und die Verkehrsdynamik über die gesamte Breite der eigenen Fahrspur, die 
gesamte Breite der Fahrspuren unmittelbar links und rechts bis zur Grenze des Erfassungsbereichs nach 
vorn und über die gesamte Länge des Fahrzeugs bis zur Grenze des seitlichen Erfassungsbereichs 
erfasst55.  

Das Objekt- und Ereigniserkennungssystem (OEDR) muss erkennen, wann der Erfassungsbereich (bzw. 
die Wahrnehmung) des Fahrautomatisierungssystems als Ganzes eingeschränkt ist, um gegebenenfalls 
die Aktivierung des Fahrautomatisierungssystems zu verhindern, bei aktiviertem System die 
Geschwindigkeit zu reduzieren oder die Übertragung auf den Fahrer zu verlangen. Zudem muss es die 
Sensorik während der gesamten Lebensdauer des Fahrzeugs überwachen und sicherstellen, dass das 
Fahrautomatisierungssystem nicht mehr aktiviert werden kann, wenn die vom Fahrzeughersteller 
festgelegten Grenzen für Alterung oder Verschleiss überschritten werden. 

Datenspeicher für das automatisierte Fahren (DSSAD) 

Fahrautomatisierungssysteme nach UN-Regelung Nr. 157 müssen mit einem Datenspeicher für das 
automatisierte Fahren (Data Storage System for Automated Driving, DSSAD) ausgerüstet sein. Die 
Aufgabe ist, die Aktivierung oder Deaktivierung des Fahrautomatisierungssystems (inkl. Ursache), die 
Übergabeanforderungen (inkl. Ursache), Beginn und Start von Minimal Risiko- und Notfallmanöver, 
Ereignisse, Kollisionen und Ausfälle am Fahrzeug oder dem Fahrautomatisierungssystem aufzuzeichnen. 
Jeder Eintrag im DSSAD muss dabei mit einem Zeitstempel (Datum und Uhrzeit) mit einer Genauigkeit 
von ±1 s versehen werden. Zusätzlich wird gefordert, dass zu jedem Eintrag im DSSAD die zum Zeit-
punkt des Eintrages aktive Softwareversion des ALKS (Automated Lane Keeping Systems) zweifelsfrei 
identifiziert werden kann. 

Die Daten müssen auch nach einem Aufprall mit einem in UN-Regelungen Nr. 94 (Frontaufprall mit 56 
km/h für Fahrzeuge der Klasse M mit einem Gesamtgewicht bis max. 2.5 t), Nr. 95 (Seitenaufprall mit 50 
km/h für Fahrzeuge der Klasse M1 und N1) oder Nr. 137 (Rückhaltesystem bei Frontaufprall mit 50 km/h 
für Fahrzeuge der Klasse M1 mit einem Gesamtgewicht bis 3.5 t) festgelegten Schweregrad abrufbar 
sein. 

Die Daten müssen vorbehältlich nationaler Vorschriften verfügbar gemacht werden. Der Fahrzeug-
hersteller muss für den Zugang zu diesen Daten Anweisungen bereitstellen. Die Daten müssen über eine 
Standardschnittstelle (OBD-Port) leicht und standardisiert lesbar abgerufen werden können56. Die Daten 
müssen vor Manipulationen (z.B. Löschen) geschützt sein. 

  

                                                      
55  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 7 
56  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 8.4.4 und Ziff. 8.4.5 
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5.3 Bedingungen für den Einsatz von typengenehmigten Fahrautomatisierungssystemen 

Nach UN-Regelung Nr. 157 typengenehmigte Fahrautomatisierungssysteme müssen den Verkehrs-
vorschriften des Landes entsprechen, in dem diese betrieben werden57. Die Länder, in denen die UN-
Genehmigung gilt, werden vom Fahrzeughersteller im Beschreibungsbogen aufgeführt58. Fährt ein 
solches Fahrzeug automatisiert an die Grenze eines Landes, für das es nicht zugelassen ist, muss der 
Fahrer/die Fahrerin die Fahraufgabe vor dem Überqueren der Grenze übernehmen.  

Der Einsatzbereich von Fahrautomatisierungssystemen wird als "Operational Design Domain (ODD)" 
bezeichnet. Dieser ist durch die UN-Regelung Nr. 157 auf physisch richtungsgetrennte Strassen 
begrenzt, auf denen Fussgänger und Radfahrer verboten sind (z.B. Autobahnen)59. Ausserhalb dieses 
Einsatzbereichs darf das Fahrautomatisierungssystem nicht aktiviert werden können. Weitere 
Einschränkungen betreffen die maximale Geschwindigkeit, bis zu der Fahrautomatisierungssysteme 
betrieben werden dürfen. In der Grundversion wurde diese auf 60 km/h festgelegt. In der Änderungs-
serie 01 wird sie auf 130 km/h angehoben (siehe Kap. 5.8). Diese Erweiterung wurde bisher nicht in die 
Verordnung EU) 2018/858 übernommen, was aber erwartet wird. Sobald ein Fahrautomatisierungs-
system die Bedingungen für die Aktivierung als eingehalten erkennt, kann es vom Fahrer/von der 
Fahrerin eingeschaltet werden. 

Das Fahrautomatisierungssystem darf sich nicht selbst aktivieren, sondern muss vom Fahrer/der Fahrerin 
aktiv eingeschaltet werden und es muss gegen unbeabsichtigte Deaktivierung geschützt sein. Für die 
Aktivierung müssen zudem folgende Zusatzbedingungen eingehalten sein: 

(a) Der Fahrer/die Fahrerin ist auf dem Fahrersitz anwesend (Gurt angelegt) und verfügbar60. Dies gilt 
als gegeben, wenn vom Fahrautomatisierungssystem innerhalb von jeweils maximal 30 Sekunden 
mindestens zwei der folgenden Verfügbarkeitskriterien detektiert werden:  
- eine Fahrer-/Fahrerinnen-exklusive Eingabe in die Fahrzeugsteuerung 
- Blinzeln  
- Schliessen der Augen 
- bewusste Kopf- oder Körperbewegungen  

Stellt die Sitzbelegungserkennung einen Unterbruch der Fahreranwesenheit von >1 Sekunde fest 
oder werden nicht zwei der oben genannten Aktionen innerhalb von jeweils 30 Sekunden ausge-
führt, wird der Fahrer/die Fahrerin als nicht physisch und geistig anwesend eingestuft und 
aufgefordert, die Fahraufgabe innerhalb von 15 Sekunden zu übernehmen.  

(c) Am Fahrautomatisierungssystem liegt keine Störung vor. Tritt im Betrieb eine Störung auf, muss 
eine vom Fahrzeughersteller vorgesehene Strategie zur Deaktivierung des Fahrautomatisierungs-
systems eingeleitet werden. Diese wird im Rahmen der Typenprüfung vom Technischen Dienst 
auditiert. 

(d) Das Datenspeichersystem für das automatisierte Fahren (Data Storage System for Automated 
Driving, DSSAD) muss betriebsbereit sein.  

(e) Umwelt- und Infrastrukturbedingungen lassen den automatisierten Fahrbetrieb zu. 

(f) Die Selbstprüfung darf keine Störungen aufweisen. Dies ist der Fall, wenn sämtliche Subsysteme 
(inkl. Sensorik) fehlerfrei und vollumfänglich einsatzbereit sind.  

                                                      
57  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 5.1.3 
58  UN-Regelung Nr. 157, Anhang 4, Anlage 2, Ziff. 1.1 
59  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 6.2.3 
60  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 6.1.2 



Empa Dübendorf, Abteilung Fahrzeugantriebssysteme Seite 25 / 43 

Automatisierte Fahrzeuge - Eine regulatorische Einordnung aus fahrzeugtechnischer Sicht Bericht-Nr. 5'214'029'735 

 
5.4 Übergabe der Fahraufgabe an den Fahrer/die Fahrerin 

Wie oben beschrieben, muss das Fahrautomatisierungssystem sich selber, den Einsatzbereich, die 
physische und geistige Anwesenheit des Fahrers/der Fahrerin, seitlich und vorausfahrende Fahrzeuge 
und deren Bewegungen sowie die Umgebungsbedingungen dauernd überprüfen. Es muss dabei alle 
Situationen erkennen, in denen es die Fahraufgabe wieder an den Fahrer abgeben muss, um Kollisionen 
oder unzumutbare Risiken für Fahrzeuginsassen oder andere Verkehrsteilnehmende zu vermeiden61. Ist 
dies der Fall, erfolgt mittels optischem und zusätzlich akustischem oder haptischem Signal eine Über-
nahme-Aufforderung an den Fahrer/die Fahrerin (Transition Demand). Eine Übernahme-Aufforderung 
bedeutet, dass der Fahrer/die Fahrerin die Fahraufgabe innerhalb von 10 Sekunden übernehmen bzw. 
das Fahrautomatisierungssystem aktiv deaktivieren muss. Geschieht dies nicht, wird frühestens 10 
Sekunden nach Übernahme-Aufforderung ein Minimal-Risiko-Manöver eingeleitet62 (siehe Kapitel 5.5). 
Spätestens 4 Sekunden nach Übernahme-Aufforderung muss diese durch ein konstantes oder inter-
mittierendes, haptisches Warnsignal eskaliert werden63 (ausser das Fahrzeug befindet sich inzwischen im 
Stillstand). Bis der Fahrer/die Fahrerin die Fahraufgabe wieder übernommen hat, bleibt das Fahr-
automatisierungssystem aktiv. 

Die Übergabe der Fahraufgabe vom Fahrzeug auf den Fahrer/die Fahrerin ist Gegenstand der wissen-
schaftlichen Forschung im Kontext von Mensch-Maschine-Interaktionen. In einer Dissertation am Institut 
für Regelungs- und Steuerungssysteme am Karlsruher Institut für Technologie64 aus dem Jahr 2020 wird 
der Stand der Forschung zur Übergabe der Fahraufgabe in automatisierten Fahrzeugen an den Fahrer/ 
die Fahrerin dargestellt.  

Die benötigte Zeitdauer, die ein Mensch bis zur vollständigen Wiederherstellung der Fahrfähigkeit 
benötigt, ist Gegenstand vielen wissenschaftlichen Veröffentlichungen, wobei der Schwerpunkt der 
Studien grösstenteils auf die Präparationsphase des Fahrers/der Fahrerin gelegt wird. Dies betrifft die 
Zeit, die ein Mensch nach Aufforderung zur Übernahme der Fahraufgabe bis zur motorischen 
Handlungsbereitschaft benötigt. Einflussfaktoren sind die Komplexität der Situation, die Art der Neben-
tätigkeit des Fahrers/der Fahrerin oder die Gestaltung der Aufforderung zur Übernahme der Fahr-
aufgabe.  

Die in der Regel in Simulatoren durchgeführten Studien zeigen, dass die Fahrqualität im Vergleich zu 
manuell fahrenden Fahrzeugen noch längere Zeit reduziert sein kann (z.B. bis 40 s für die Spurhalte-
qualität oder bis 6 Minuten für Sicherheitsabstände), wenn das Fahrautomatisierungssystem innerhalb 
von 1 s nach Übernahmeaufforderung deaktiviert wurde. Studien, bei denen die Übernahme der Fahr-
aufgabe in einfachen (Spurhalten) bis komplexen Situationen (Spurwechsel, Spurauswahl) mit einer 
Vorwarnzeit von 4 - 8 s angezeigt wurde, zeigen, dass einfache Situationen mit einer Vorwarnzeit von 4 s 
von allen Probanden, die sich während der automatisierten Fahrt mit einer Aufgabe auf einem separaten 
Display beschäftigten, beherrscht wurde. Bei komplexeren Situationen (Spurwechsel, Spurauswahl) 
wurde ein signifikanter Anstieg von Fahrfehlern ermittelt; selbst bei einer Vorwarnzeit von 6 oder 8 s. 
Diese Ergebnisse wurden in anderen Studien bestätigt. Diese Studien zeigen, dass die unbegleitete 
Übergabe der Fahrfunktion vom Fahrautomatisierungssystem an den Fahrer/die Fahrerin mit hohen 
Risiken verbunden ist.  

                                                      
61  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 5.4.1 
62  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 5.4.4.1 
63  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 5.4.3.2 und Ziff. 6.4.1 
64  Ludwig J.; Automatisierte kooperative Transition einer Regelungsaufgabe zwischen Mensch und Maschine am 

Beispiel des hochautomatisierten Fahrens; Dissertation (2022) 



Empa Dübendorf, Abteilung Fahrzeugantriebssysteme Seite 26 / 43 

Automatisierte Fahrzeuge - Eine regulatorische Einordnung aus fahrzeugtechnischer Sicht Bericht-Nr. 5'214'029'735 

 
Wird die Übernahme der Fahraufgabe hingegen in einem "kooperativen Ansatz" zwischen Fahrer/ 
Fahrerin und Fahrautomatisierungssystem realisiert, indem das Fahrautomatisierungssystem den 
Fahrer/die Fahrerin bei der Übernahme unterstützt (ggf. sogar mit wechselnder Rollenverteilung und 
ergänzt mit haptischen Massnahmen im Bereich der Lenkradkräfte), resultiert bereits eine erste 
signifikante Reduktion der Fahrfehler. Ein solcher Ansatz wird von der UN-Regelung Nr. 157 verlangt, 
indem das Fahrautomatisierungssystem bis zum Abschluss der Übergabe aktiv bleiben muss.  

Weitere Studien befassen sich mit zeitversetzten Interaktionen zwischen Fahrer/Fahrerin einerseits und 
dem Fahrzeug andererseits. Diese werden beispielsweise als zwei unabhängige Regler mit zeitvariablen 
Gütemassen betrachtet, die über Spieltheorien, bei denen sich Spieler mit unterschiedlichen und 
gleichartigen Interessen schnell auf eine gemeinsame Stellgrösse einigen müssen, modelliert werden. 

Unbestritten ist, dass die Übernahme der Fahrfunktion durch den Fahrer/die Fahrerin eine anspruchs-
volle Aufgabe darstellt. Die damit verbundenen Risiken werden jedoch durch die UN-Regelung Nr. 157 
mit Einsatzbeschränkung auf vergleichsweise einfache Fahrsituationen (physisch richtungsgetrennte 
Fahrbahnen ohne Fussgänger- und Fahrradverkehr) sowie einen kooperativen Ansatz zwischen Fahr-
automatisierungssystem und Fahrer/Fahrerin in der Übergangsphase signifikant eingeschränkt bzw. 
reduziert. Damit besteht aus fahrzeugtechnischer Sicht im Vergleich zu nicht-typengeprüften "Auto-
Piloten" ohne derartige regulatorische Vorgaben ein erheblicher Unterschied. 

Die Übernahme-Aufforderung muss so früh erfolgen, dass genügend Zeit für einen sicheren Übergang 
zum manuellen Fahren zur Verfügung steht. Das Fahrautomatisierungssystem muss während dem 
automatisierten Betrieb die Kontrolle über alle Systeme übernehmen, die erforderlich sind, um den 
Fahrer/die Fahrerin bei der Wiederübernahme der Fahrfunktion zu unterstützen (z.B. Entfeuchtung, 
Scheibenwischer, Beleuchtung). 

5.5 Minimal Risiko- und Notfallmanöver 

Erfolgt die Übernahme der Fahraufgabe durch den Fahrer/die Fahrerin zu spät oder gar nicht, wird vom 
Fahrautomatisierungssystem ein Minimal-Risiko-Manöver eingeleitet65. Dabei wird das Fahrzeug inner-
halb der Fahrspur und mit Berücksichtigung des umgebenden Verkehrs mit einer Verzögerung von  
max. 4.0 m/s2 abgebremst. Für ein mit 60 km/h fahrendes Fahrzeug bedeutet dies, dass es innerhalb von 
rund 4 s zum Stehen kommt und dabei einen Weg von rund 35 m zurücklegt.  

Falls die Fahrspurmarkierungen nicht sichtbar sind, wird "auf Sicht" eine geeignete Bahn identifiziert. 
Zugleich wird die Warnblinkanlage eingeschaltet. Die Abbremsung des Fahrzeugs erfolgt bis zum 
Stillstand, ausser der Fahrer/die Fahrerin deaktiviert das Fahrautomatisierungssystem und übernimmt in 
der Zwischenzeit die Fahraufgabe. 

5.6 Funktionale und betriebliche Sicherheit  

Die funktionale und betriebliche Sicherheit des Fahrautomatisierungssystems muss vom Fahrzeug-
hersteller bereits während des Konstruktions- und Entwicklungsprozesses des Fahrzeugs berücksichtigt 
und dokumentiert werden. Diese betrifft den gesamten Lebenszyklus des Fahrzeugs. Für wieder-
kehrende Prüfungen ist in der Dokumentation des Fahrzeugherstellers anzugeben, wie der aktuelle 
Betriebszustand des Fahrautomatisierungssystem überprüft werden kann66. Dazu gehören 
Informationen, wie die Softwareversion(en) und der Status des Fehlerwarnsystems über eine 
standardisierte Schnittstelle (OBD-Port) ausgelesen werden kann. 

                                                      
65  UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 5.4.3.2 
66  UN-Regelung Nr. 157, Anhang 4, Ziff. 3.1 
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Die Grenzen des Funktionsumfangs des Fahrautomatisierungssystems müssen in der Dokumentation 
des Fahrzeugherstellers angegeben werden, ebenso die Interaktionen mit dem Fahrer/der Fahrerin bei 
Situationen, wo eine Übergabe-Anforderung für die Übernahme der Fahraufgabe durch den Fahrer/die 
Fahrerin gestellt wird. 

Der Fahrzeughersteller muss ein umfangreiches Sicherheitsmanagementsystem vorlegen, in dem 
wirksame Prozesse, Methoden und Werkzeuge aufgezeigt werden, um die Sicherheit und die 
fortlaufende Einhaltung aller Vorschriften während des gesamten Produktlebenszyklus zu gewährleisten. 

5.7 Fahrzeugprüfungen  

Die für eine Typengenehmigung nach UN-Regelung Nr. 157 durchzuführenden Prüfungen sind im 
Anhang 5 beschrieben. Die Vorgaben sind auch hier sehr allgemein gehalten und geben dem 
Technischen Dienst viel Freiheit aber auch viel Verantwortung. 

Folgende Prüfungen müssen durchgeführt werden. 

 Spurhalten 

Es muss nachgewiesen werden, dass das Fahrautomatisierungssystem unter verschiedenen 
Bedingungen (d.h. bei unterschiedlichen Geschwindigkeiten, Strassengeometrien, Verkehrs-
situationen) die eigene Spur halten kann. 

 Kollisionsvermeidung 

Das Fahrautomatisierungssystem muss Kollisionen mit stationären Fahrzeugen, Strassenbenützern 
oder Objekten, die die Spur blockieren, bis zur maximal spezifizierten Geschwindigkeit vermeiden.  

 Einem Fahrzeug folgen 

Das Fahrautomatisierungssystem muss den notwendigen Sicherheitsabstand zu einem voraus-
fahrenden Fahrzeug halten und eine Kollision mit einem abbremsenden Fahrzeug verhindern 
können. 

 Spurwechsel eines anderen Fahrzeugs 

Es muss gezeigt werden, dass Kollisionen bei der der Spureinfahrt eines anderen Fahrzeugs 
verhindert werden können. 

 Feststehendes Hindernis nach Spurwechsel des führenden Fahrzeugs 

Kollisionen mit Hindernissen auf der eigenen Spur müssen verhindert werden, auch dann, wenn es 
erst durch ein Ausweichmanöver eines vorausfahrenden Fahrzeugs sichtbar wird.  

 Sichtfeld 

Das Sichtfeld eines Fahrautomatisierungssystems muss geprüft werden, in dem (statische) Objekte 
in verschiedenen Positionen vor und neben dem Fahrzeug detektiert werden können.  

Weiter ergibt sich in UN-Regelung Nr. 157, Ziff. 5.1.7. ein Verweis auf die UN-Regelung Nr. 10. Dabei soll 
nachgewiesen werden, dass keine Beeinträchtigung durch elektromagnetische Felder stattfindet. 
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5.8 Änderungsserie 01 der UN-Regelung Nr. 157 

Am 30. Mai 2022 wurde die Änderungsserie 01 der UN-Regelung Nr. 157 veröffentlicht und per 
Beschluss (EU) 2022/969 vom 16. Juni 2022 für die Europäische Fahrzeug-Typengenehmigung in Kraft 
gesetzt. Die Änderungsserie 01 beinhaltet im Wesentlichen eine Erhöhung der maximalen Geschwindig-
keit von 60 auf 130 km/h und die Ermöglichung von Fahrspurwechseln; beides bei unverändertem 
Einsatzbereich (ODD). Dazu wurde eine Vielzahl von Detailregelungen angepasst.   

Neu wird nicht mehr verlangt, dass ein Fahrzeug mit aktiviertem Fahrautomatisierungssystem, das in 
eine Kollision verwickelt ist, anhalten muss, sondern, dass es sich gemäss den nationalen Vorschriften 
und vergleichbar zu einem/einer sachkundigen und vorsichtigen Fahrer/Fahrerin verhalten muss. Zudem 
muss vom Fahrautomatisierungssystem bei Kollisionen neu eine Übergabeanforderung gestellt 
werden67. 

Falls sich ein Fahrautomatisierungssystem auch im Anhängerbetrieb aktivieren lassen kann, muss dieses 
neu auch im Anhängerbetrieb den Anforderungen der UN-Regelung Nr. 157/01 entsprechen. Dabei 
muss der Fahrzeughersteller nachweisen, welche Strategien zur Erfüllung der Anforderungen mit einem 
Anhänger angewandt werden68. 

In der Basisversion der UN-Regelung Nr. 157 durften Fahrzeuge mit aktiviertem Fahrautomatisierungs-
system Fahrbahnmarkierungen nur dann überfahren, wenn damit Verkehrsregeln befolgt oder Risiken 
gemindert werden (z.B. um einen Zufahrtskorridor für Einsatzfahrzeuge zu bilden oder um ein Hindernis 
zu umfahren, das die Fahrspur blockiert). Das Überqueren der Fahrspur galt dabei nicht als Fahrspur-
wechsel, solange das Fahrzeug mindestens teilweise auf seiner ursprünglichen Fahrspur bleibt.  

Nach der UN-Regelung Nr. 157/01 darf ein Fahrzeug mit aktiviertem Fahrautomatisierungssystem neu 
auch Spurwechsel (auch über mehrere Fahrspuren) vornehmen, wenn es entsprechende Gründe gibt. 
Zusätzlich zu den bisherigen Gründen dürfen neu auch langsamere Fahrzeug überholt werden69. Der 
Zielfahrstreifen muss dabei voraussichtlich während des gesamten Manövers frei sein. Dabei gibt es 
detaillierte Vorgaben hinsichtlich dem Stellen des Blinkers, zu Spurwechseln während eines Minimal-
Risiko-Manövers, zu den maximalen seitlichen Beschleunigungen, den seitlichen Sensorsystemen oder 
dem Verhalten bei schlechter Sicht. Zudem muss das Fahrautomatisierungssystem die Möglichkeiten 
von Fahrbahnwechseln anderer Fahrzeuge berücksichtigen70. Ferner dürfen von hinten herannahende 
Fahrzeuge auf dem Zielfahrstreifen nicht zur Abbremsung gezwungen werden. Für Spurwechsel muss 
der bisherige, bis zu einer Geschwindigkeit von 60 km/h geltende, minimal erforderliche Erfassungs-
bereich von 46 m nach vorne für die höheren Geschwindigkeiten deutlich erweitert werden; bei 130 
km/h beispielsweise auf 150 m71. 

  

                                                      
67 UN-Regelung Nr. 157/01, Ziff. 5.1.1.1 
68 UN-Regelung Nr. 157/01, Ziff. 5.1.10 
69 UN-Regelung Nr. 157/01, Ziff. 5.2.6.5 
70 UN-Regelung Nr. 157/01, Ziff. 5.2.6.6.5.1.1 
71 UN-Regelung Nr. 157/01, Ziff. 7.1.1 
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Neu gibt es weitere detaillierte Bestimmungen zur Vermeidung von Kollisionen in verkehrskritischen 
Situationen, bestehend aus der Unterteilung in verschiedene Phasen der Kollisionsvermeidung (Wahr-
nehmung, Entscheidungsfindung, Reaktion)72. Als verkehrskritische Situationen gelten das Einscheren 
oder das Ausscheren eines anderen Fahrzeugs oder das plötzliche Abbremsen des vorausfahrenden 
Fahrzeugs. Für jede verkehrskritische Situation und für jede Phase sind detaillierte zeitliche, räumliche 
und fahrdynamische Anforderungen formuliert, in denen nicht nur der Betrieb des mit dem Fahr-
automatisierungssystem ausgerüsteten Fahrzeugs, sondern auch der umgebende Verkehr berücksichtigt 
werden müssen.  

Die in der Basisversion der UN-Regelung Nr. 157 vorgeschriebenen Prüfungen (siehe Kapitel 5.7) werden 
auf speziellen, dafür vorgesehenen und abgesperrten Strecken durchgeführt73. Neu müssen für die 
Einhaltung der Änderungsserie 01 der UN-Regelung Nr. 157 im Anschluss an bestandene Prüfungen auf 
abgesperrten Strecken auch Prüfungen auf öffentlichen Strassen durchgeführt werden74. Zuvor muss die 
Typgenehmigungsbehörde eine Risikobewertung durchgeführt haben. Die Prüfung auf öffentlichen 
Strassen müssen bei freiem sowie leicht und stark überlastetem Verkehr durchgeführt werden. Sie 
müssen sich auf unterschiedliche Tageszeiten und Lichtstärken erstrecken und Situationen umfassen, bei 
denen zu erwarten ist, dass das Fahrautomatisierungssystem an die Grenzen kommt (z. B. enge Kurven, 
Geschwindigkeitsänderungen, Einmündungssituationen, Änderungen der Sicht- oder Strassen-
bedingungen, geplantes oder plötzliches Ende des Einsatzbereichs). 

Die mindestens vorzukommenden Situationen sind im Annex 6 der UN-Regelung Nr. 157/01 
beschrieben. Mindestens geprüft werden muss die Verhinderung einer Aktivierung des Fahr-
automatisierungssystems bei ungeeigneten Bedingungen oder ausserhalb des Einsatzbereichs (ODD) 
sowie das Verhalten beim Übersteuern durch den Fahrer/die Fahrerin oder bei wechselnden Strassen-
bedingungen oder Situationen (z.B. Einfahrt in einen Tunnel bzw. Ausfahrt aus einem Tunnel, 
Gebührenstationen, Näherung eines Blaulichtfahrzeugs). Zudem muss das Einhalten von Verkehrs-
vorschriften sowie die Integration in den fliessenden Verkehr bewertet werden (insbesondere Spur-
halten, Spurwechsel). 

Die Prüfung muss mindestens 5 Betriebsstunden unter stark überlasteten Verkehrsbedingungen sowie 
mindestens 10 Betriebsstunden unter freiem Verkehrsfluss andauern. Das Fahrautomatisierungssystem 
muss dabei so lange wie möglich in Betrieb sein. 

 

 

 

                                                      
72 UN-Regelung Nr. 157/01, Annex 3 
73 UN-Regelung Nr. 157, Annex 5 
74 UN-Regelung Nr. 157, Annex 6 
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6. Risikoabschätzung beim Einsatz von Fahrautomatisierungssystemen 

6.1 Grundsätzliche Überlegungen 

Die folgende Risikoabschätzung geht von der Annahme aus, dass die Prüfung nach UN-Regelung Nr. 
157 ein geeignetes Verfahren darstellt, um Fahrautomatisierungssysteme für den Einsatz in den 
definierten Einsatzbereichen (ODD) zu bewerten und dass Aufmerksamkeitsanforderungen an Fahrer/ 
Fahrerinnen nur für typengeprüfte Fahrautomatisierungssysteme in den regulatorisch vorgesehenen 
Einsatzbereichen reduziert werden.  

In diesem Kontext ist zu beachten, dass es Fahrzeuge mit Fahrassistenzsystemen gibt, die praktisch 
immer und überall aktiviert werden können. Diese werden derzeit nur durch die UN-Regelung Nr. 79 
(Genehmigung von Lenkanlagen, inkl. Fahrerassistenz-Lenkanlagen75) abgedeckt, die sich jedoch für den 
Dauerbetrieb solcher Systeme als nicht vollständig geeignet erwiesen haben. Deshalb arbeitet die UN-
Arbeitsgruppe für automatisierte/autonome und vernetzte Fahrzeuge (GRVA) an einer neuen 
Regelung76. Diese neue Regelung wird für die Typengenehmigung aller vom Fahrer bedienten Systeme 
angewandt, die den Fahrer bei der dynamischen Steuerung des Fahrzeugs durch anhaltende Unter-
stützung der Längs- und/oder Quersteuerung unterstützen (d. h. Level 1 und Level 2-Systeme). Mit der 
neuen Regelung werden unter anderem allgemeine Betriebsgrundsätze sowie Funktions- und Sicher-
heitsanforderungen eingeführt, die den sicheren Einsatz fördern sollen. So werden klare Systemgrenzen 
für den Einsatz der Fahrautomatisierungssysteme festgelegt (ausserhalb derer es nicht mehr möglich ist, 
das System zu aktivieren), und das Engagement des Fahrers/der Fahrerin wird ständig überwacht, um 
sicherzustellen, dass der Fahrer/die Fahrerin den Betrieb des Fahrzeugs ständig beaufsichtigt.   

Während die Einführung dieser neuen Verordnung für Level 1- und Level 2-Systeme und der UN-
Regelung 157 für Fahrautomatisierungssystemen nach Level 3 die Risiken im Zusammenhang mit dem 
Einsatz solcher Systeme voraussichtlich reduzieren wird, könnte der gemischte Betrieb von typen-
genehmigten und nicht typengenehmigten Systemen mit ähnlicher Funktion in Verbindung mit 
potenziellen Fehlinterpretationen hinsichtlich Anforderungen an die Aufmerksamkeit der Fahrer/ 
Fahrerinnen, die Risiken aufgrund der hohen kommunikativen Komplexität erhöhen. Dies, weil diese der 
Meinung sein könnten, dass Fahrassistenz- und Fahrautomatisierungssysteme nach Anpassung der 
entsprechenden schweizerischen Gesetzgebung nun "generell zugelassen" sind. Hier stellt sich die 
Frage, ob zur Risikominderung entsprechende Kommunikationsmassnahmen sinnvoll sein könnten. 

Im folgenden Abschnitt wird ein Überblick über die wichtigsten menschlichen und technischen Risiken 
im Zusammenhang mit automatisierten Fahrzeugen gegeben. Wie bereits oben erwähnt, würde eine 
detaillierte Risikoanalyse den Rahmen dieser Arbeit sprengen. Die Risiken werden deshalb innerhalb von 
Funktionsgruppen beispielhaft und pauschal beschrieben. Danach wird die Sicherheit von auto-
matisierten Fahrzeugen evaluiert. Da für die schwergewichtig in diesem Bericht betrachtete Fahr-
automatisierungssysteme nach UN-Regelung Nr. 157 noch keine Daten vorliegen, betrachten wir sowohl 
Fahrassistenzsysteme (Level 1 und Level 2), die derzeit auf dem Markt sind, als auch hochautomatisierte 
Fahrzeuge (Level 4 und Level 5), die in einem nicht regulierten Umfeld in den USA getestet werden. 
Anschliessend gehen wir auf das mit der Wiederaufnahme der Fahrfunktion durch den Fahrer/die 
Fahrerin verbundene Risiko ein, da dies vor allem nach UN-Regelung Nr. 157 typengenehmigte 
Fahrautomatisierungssystemen (Level 3) betrifft. Schliesslich werden in Abschnitt 6.3 die regulatorischen 
Risiken bei der Übernahme der europäischen Typgenehmigung für nach UN-Regelung Nr. 157 
typengenehmigte Fahrautomatisierungssysteme evaluiert.   

                                                      
75  UN-Regelung Nr. 79, Ziff. 5.1.6 
76  ADAS 14-02 (Drafting Group) Master Document; siehe https://wiki.unece.org/display/trans/ADAS+-+14th+session 
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6.2 Menschliche und technische Risiken von Fahrautomatisierungssystemen 

Hauptrisiken von Fahrautomatisierungssystemen: 

Obwohl angenommen wird, dass die Automatisierung von Fahraufgaben den Strassenverkehr langfristig 
sicherer macht wird, gibt es zusätzliche Risiken, die vor allem in den frühen Entwicklungsphasen solcher 
Systeme auftreten können und die bei der Diskussion zur Übernahme entsprechender EU-Regulierungen 
berücksichtigt werden müssen. Die Risiken, die im Allgemeinen mit automatisierten Fahrzeugen ver-
bunden sind, können in folgende 4 Funktionsgruppen eingeteilt werden77: 

 Verhaltensbedingte Risiken  

Zu den verhaltensbedingten Risiken gehört das Fehlverhalten des Fahrers/der Fahrerin (z.B. unacht-
sames Verhalten oder Ablenkung) oder des Fahrautomatisierungssystems (z.B. Fehlinterpretation der 
Fahrsituation).  

Für nach UN-Regelung Nr. 157 typengenehmigte Fahrautomatisierungssysteme sind Risiken im 
Zusammenhang mit der Mensch-Maschine-Schnittstelle von besonderer Bedeutung. Die UN-
Regelung Nr. 157 enthält Anforderungen zur Minderung solcher Risiken, z. B. durch die ständige 
Überwachung der physischen und geistigen Anwesenheit des Fahrers oder die Vorschrift, dass On-
Board-Displays, die vom Fahrer bei Aktivierung des Systems für andere Tätigkeiten als das Führen 
des Fahrzeugs genutzt werden, automatisch abgeschaltet werden müssen, sobald das 
Fahrautomatisierungssystem eine Übergangsanforderung stellt. Bestimmte Risikofaktoren bleiben 
jedoch bestehen, z. B. die Bereitschaft und Fähigkeit des Fahrers/der Fahrerin, die Fahraufgabe nach 
entsprechender Aufforderung innerhalb weniger Sekunden zu übernehmen. Dieses Risiko wird am 
Ende dieses Abschnitts näher untersucht.   

 Interne Risiken 

Die internen Risiken sind mit dem Ausfall oder der Fehlfunktion von Hardware oder Software 
verbunden. Probleme mit den Sensoren (z. B. defekte oder verschmutzte Sensoren, abweichende 
Kalibrierungen), dem Rechensystem (z.B. Überhitzung) oder dem Software-Stack (z. B. fehlende 
Updates oder Programmierfehler im Update) können jederzeit auftreten und stellen ein Risiko für 
den reibungslosen Betrieb des Fahrautomatisierungssystems dar. 

Gemäss UN-Regelung Nr. 157 ist der Hersteller für die einwandfreie Funktion des Fahr-
automatisierungssystem während der gesamten Lebensdauer des Fahrzeugs verantwortlich. Wie 
dies erreicht und nachgewiesen werden soll, ist dem Fahrzeughersteller überlassen. Aufgrund der 
pauschalen Anforderungen an Fahrautomatisierungssysteme (siehe Kapitel 5) erhält der Technische 
Dienst bei der Auditierung und Prüfung viel Spielraum, der durch externe Stellen kaum im Detail 
nachvollziehbar sein wird. Der Spielraum beinhaltet beispielsweise Fragen wie: Wie viel Redundanz 
wird im Sensorsystem benötigt? Genügt es, wenn sich das System nur selbst überprüft oder sollte 
dieses auch regelmässig extern überprüft werden? Ist für die Genehmigung eine Karte mit 
spezifizierter Genauigkeit erforderlich, oder nicht? 

Zu den internen Risiken zählen Risiken, die trotz korrektem Zustand und Betrieb auftreten können. 
Dazu zählt die von der UN-Regelung Nr. 157 akzeptierte Abweichung von der Anforderung zur 
Kollisionsvermeidung, wenn aufgrund eines spureinfahrenden Fahrzeugs Mindestabstände kurz-
zeitig nicht eingehalten werden können (siehe Kapitel 5.2). 

                                                      
77 https://www.swissre.com/institute/research/topics-and-risk-dialogues/digital-business-model-and-cyber-

risk/autonomous-mobility-emerging-risks-of-automation.html 

https://www.swissre.com/institute/research/topics-and-risk-dialogues/digital-business-model-and-cyber-risk/autonomous-mobility-emerging-risks-of-automation.html
https://www.swissre.com/institute/research/topics-and-risk-dialogues/digital-business-model-and-cyber-risk/autonomous-mobility-emerging-risks-of-automation.html
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 Konnektivitätsrisiken 

Dank der Konnektivität kann das Fahrzeug bidirektional mit anderen Systemen kommunizieren (z. B. 
mit anderen Fahrzeugen und/oder der Verkehrsinfrastruktur) sowie Karten- oder Software-Updates 
empfangen. Obwohl eine Konnektivität für den Betrieb von nach UN-Regelung Nr. 157 typen-
genehmigten Fahrautomatisierungssystemen nicht zwingend erforderlich ist, kann sie deren 
Leistung und Sicherheit erhöhen und wird in allen Automatisierungsstufen in unterschiedlichem 
Masse vorhanden sein. In einem vernetzten Auto führen Netzwerkausfälle jedoch zu Konnektivitäts-
problemen und stellen daher auch ein Risiko für den reibungslosen Betrieb des Systems dar. So 
könnte z. B. ein Fahrzeug, das Software-Updates über die Cloud bezieht, bei einem Netzausfall an 
Leistung verlieren. 

 Cybersicherheitsrisiken 

Cybersicherheit von automatisierten Fahrzeugen ist ein intensiv diskutiertes und erforschtes Thema. 
Wie in Kapitel 5.3 beschrieben, soll die UN-Regelung 155 in Kombination mit der ISO/SAE 21434 die 
Sicherheit des Fahrzeuges in Bezug auf Cyberrisiken über die gesamte Lebensdauer des Fahrzeuges 
gewährleisten.  

Statistische Analysen zur Sicherheit von Fahrautomatisierungssystemen 

Die Erfahrung mit Level 1- und Level 2-Fahrassistenzsystemen zeigt, dass man nicht davon ausgehen 
kann, dass sich komplexe technische Systeme in der Realität dauernd wie geplant verhalten, denn die 
Realität ist viel breitbandiger und komplexer als im Rahmen von Typenprüfungen abgebildet werden 
kann. Zwar scheinen diese Systeme bei Prüfungen auf abgesperrten Strecken grösstenteils erwartungs-
gemäss zu funktionieren, jedoch hat eine AAA-Studie gezeigt, dass unter realen Bedingungen etwa alle 
13 km eine nennenswerte Leistungsstörung der Fahrassistenzsysteme auftritt78.  

Eine Analyse der Verbraucherbeschwerdedatenbank des "Office of Defects Investigation (ODI)" der 
"National Highway Traffic Safety Administration (NHTSA)" hat ergeben, dass von allen fahrassistenz-
bedingten Sicherheitsbeschwerden zwischen 2015 und 2021 die automatische Notbremsung die 
häufigste Beschwerdeursache war (24 %), gefolgt vom adaptiven Tempomat (17 %), Spurhalteassistent 
(17 %), automatischer Lenkung (13 %) und Autopilot (12 %). Betrachtet man die Beziehung zwischen den 
Fehlerursachen und ihren Auswirkungen, so treten am häufigsten "ein unbekannter Grund, der zu einem 
Ausfall des Fahrassistenten führt" (8%), "ein falscher Alarm, der zu einer Notbremsung führt" (7%) und 
"eine fehlende Reaktion, die zu einer Kollision führt" (4%) auf.79 

Mehrere Studien haben die potenziellen Risiken von höheren Automatisierungsgraden anhand der 
Unfalldaten des "California Department of Motor Vehicles" aus den Jahren 2014 bis 2018 untersucht. 
Obwohl diese Arbeiten Level 4- und Level 5-Fahrzeuge betrachten, die in einem nicht regulierten Umfeld 
getestet wurden, können sie dennoch nützliche Grundlagen für die Sicherheitseinschätzung von nach 
UN-Regelung Nr. 157 typengenehmigten Fahrautomatisierungssystemen liefern. Es ist jedoch wichtig zu 
beachten, dass Sicherheitsmerkmale von automatisierten Fahrzeugen aufgrund der fehlenden Angaben 
zur Anzahl und der von ihnen gefahrenen Strecke nicht direkt mit der von konventionellen Fahrzeugen 
verglichen werden kann, sondern nur relative Unterschiede analysiert werden können.  

  

                                                      
78 https://newsroom.aaa.com/2020/08/aaa-finds-active-driving-assistance-systems-do-less-to-assist-drivers-and-

more-to-interfere/ 
79  Ayoub, J. et al; Cause-and-Effect Analyses of ADAS: A Comparison Study between Literature Review and Complaint 

Data, Manuscript submitted to ACM (2022)  
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Eine wichtige Erkenntnis aus diesen Arbeiten ist, dass die Hauptursache für Unfälle mit automatisierten 
Fahrzeugen Auffahrunfälle sind, bei denen ein konventionelles Fahrzeug von hinten auf ein auto-
matisiertes Fahrzeug auffährt. In der kalifornischen Datenbank machten Auffahrunfälle 64% der Unfälle 
mit automatisierten Fahrzeugen und nur 28% der Unfälle mit konventionellen Fahrzeugen aus. Anderer-
seits waren automatisierte Fahrzeuge anteilig an weniger Seitenkollisionen (6% gegenüber 26% bei 
konventionellen Fahrzeugen) und an weniger Unfällen mit Fussgängern (0% gegenüber 16% bei 
konventionellen Fahrzeugen) beteiligt. Die häufigsten Unfallstellen für automatisierte Fahrzeuge waren 
Kreuzungen (35%), Ampeln (21%), Abbiegespuren (15%) und Abbiegen (14%), während die häufigsten 
Unfallursachen überhöhte Geschwindigkeit (44% im Vergleich zu 24% bei konventionellen Fahrzeugen) 
und zu dichtes Auffahren (26% im Vergleich zu 4% bei konventionellen Fahrzeugen) waren. 

Die Analyse von Unfalldaten stellt ein geeignetes Verfahren dar, um sicherheitsrelevante Probleme bei 
neuen Fahrzeugtechnologien zu identifizieren und zu beheben. Im Juni 2021 hat die "National Highway 
Traffic Safety Administration (NHTSA)" eine "Standing General Order" erlassen, die Hersteller und 
Betreiber in der USA dazu verpflichtet, Unfälle mit Fahrzeugen mit Level 2-Systemen (Advanced Driver 
Assistance Systems, ADAS) sowie Level 3- bis Level 5-Systemen (Automated Driving Systems, ADS) zu 
melden. Der erste Bericht ist online verfügbar und gibt eine Übersicht über die Verteilung der Unfälle 
nach Fahrzeughersteller (oder -betreiber), die höchste durch die Kollision verursachte Schadensschwere 
und die an den Kollisionen beteiligten Objekte80. Es ist wichtig zu beachten, dass die meisten Fahrzeuge 
in der ADS-Gruppe Level 4- und Level 5-Fahrzeuge sind, die, wie bereits erwähnt, in einem nicht 
regulierten Umfeld getestet werden. Ausserdem weist die NHTSA-Datenbank einige wichtige 
Einschränkungen für die Verwendung in wissenschaftlichen Untersuchungen auf. So sind zum Beispiel 
weder die Anzahl der Fahrzeuge, die mit den verschiedenen Systemen betrieben wurden, noch die von 
diesen Fahrzeugen zurückgelegten Distanzen bekannt, was keine direkte Beurteilung des Sicher-
heitsniveaus der Fahrzeuge zulässt. Ausserdem gelten die ADAS/ADS-Version, die Angabe, ob sich das 
Fahrzeug zum Zeitpunkt des Unfalls in der ODD befand sowie der Unfallbericht als vertrauliche 
Geschäftsinformationen und sind daher nicht öffentlich zugänglich. Die Erfassung und Analyse solcher 
unfallbezogenen Daten für nach UN-Regelung Nr. 157 typgenehmigte Fahrzeuge ist für die EU und die 
Schweiz von grossem Interesse und wird in Abschnitt 7 näher erläutert. 

Ob nach UN-Regelung Nr. 157 typengenehmigte Fahrautomatisierungssysteme eine vergleichbare 
Qualität aufweisen werden wie Level 1- und Level 2-Fahrerassistenzsysteme oder Level 4- und Level 5-
Fahrzeuge, die in einem nicht regulierten Umfeld in den USA getestet werden, bleibt abzuwarten.  

Das europäische Typgenehmigungsverfahren für Fahrautomatisierungssysteme kann im Vergleich zum 
nicht regulierten Bereich zwar zu zuverlässigeren Technologien führen, kann aber das Risiko eines 
Ausfalls in der Realität nicht vollständig ausschliessen. Um interne Risiken frühzeitig zu erkennen, sollten 
entsprechende Begleitstudien vorgenommen werden. 

Wiederaufnahme der Fahrfunktion durch den/die Fahrer/in  

Wie bereits erwähnt, stellt die Wiederaufnahme der Fahrfunktion durch den Fahrer/die Fahrerin in nach 
UN-Regelung Nr. 157 typengenehmigten Fahrautomatisierungssystemen ein offensichtliches Risiko dar. 
Die Wiederaufnahme der Fahrfunktion wird in den Abschnitten 5 und 6 der UN-Regelung Nr. 157 
beschrieben und geregelt.  

  

                                                      

80 https://www.nhtsa.gov/laws-regulations/standing-general-order-crash-reporting 
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Dabei wird erwähnt, dass der Fahrer bei aktiviertem Fahrautomatisierungssystem Tätigkeiten ausführen 
darf, die nicht mit dem Fahren verbunden sind (z. B. die Nutzung des On-Board-Display-Systems). Das 
Fahrautomatisierungssystem überwacht die physische und geistige Anwesenheit des Fahrers, aber dieser 
darf sich vom Verkehrsgeschehen und der Fahrzeugsteuerung abwenden. Welche Aktivitäten genau 
erlaubt sind und welche nicht, wird in der Verordnung nicht beschrieben. Bei dieser Konfiguration stellt 
sich die Frage, ob der Fahrer/die Fahrerin, nachdem er/sie sich auf eine andere Tätigkeit konzentriert hat 
(z. B. das Lesen der Nachrichten), in der Lage sein wird, innerhalb von Sekunden nach einer Übergabe-
Aufforderung, erstens die Verkehrssituation ausreichend genau zu verstehen und zweitens die Fahr-
aufgabe ausreichend sicher zu übernehmen. Die mögliche Nicht-Bereitschaft oder Unfähigkeit des 
Fahrers/der Fahrerin kann zu Fehlverhalten (z.B. überhastete Lenkradbetätigung) und damit zu riskanten 
Situationen führen.  

Eine Feldstudie der Dekra und der Technischen Universität Dresden hat die Veränderung des 
sensorischen, motorischen und emotionalen Zustands des Fahrers anhand von zwei Fahrszenarien in 
solchen Übernahmesituationen detailliert analysiert81. Dabei wurden etwas langsamere Reaktionen der 
Versuchsfahrer bei der Übernahme der Fahraufgabe nach gemäss UN-Regelung Nr. 157 erlaubten 
Nebentätigkeiten und ein deutlich höheres Stressniveau nach Übernahme der Fahraufgabe beobachtet. 
Zudem zeigt die Feldstudie, dass nicht nur die Art der Nebentätigkeit, sondern auch andere Aspekte, wie 
z.B. der Fahrertyp und damit verbunden die "Automated Driving Skill" sowie der "Automated Driving 
Style" die erforderliche Dauer der Übernahme beeinflussen. In dieser Studie wird ein holistisches Über-
gabemodell für Übernahme- und Übergabesituationen beim automatisierten Fahren vorgeschlagen. 
Eine zentrale Komponente des Übergabemodells stellt der sogenannte "Koordinator" dar, welcher 
anhand des Fahrerzustands, Systemzustands, der aktuellen Verkehrssituation und der geltenden 
gesetzlichen Vorgaben Konflikte detektiert, die Aufgabenverteilung zwischen Fahrer/Fahrerin und 
automatisiertem System entsprechend anpasst und den menschlichen Fahrer über geeignete Stimuli 
unterstützt.  

Durch Verabschiedung der UN-Regelung Nr. 157 und die geplante Einbindung in die EU-Typen-
genehmigungs-Gesetzgebung, wird dieses Risiko im internationalen Kontext offensichtlich als tragbar 
eingestuft. Um derartige Risiken genauer zu erfassen und zu beschreiben, können national zusätzliche 
Begleitmassnahmen vorgesehen werden. Denkbar sind zum Beispiel weitere Studien zu den Parametern, 
die die Sicherheit solcher Mensch-Maschine-Schnittstellen-bezogenen Prozesse im realen Betrieb 
beeinflussen, sowie Schulungsangebote oder -verpflichtungen für Fahrer/Fahrerinnen von Fahrzeugen 
mit Fahrautomatisierungssystemen im Rahmen der Fahrschulen, freiwilliger oder obligatorischer Kurse. 

 
 
  

                                                      
81  Albers, F. et al; Koordination von Übernahmemanövern beim hochautomatisierten Fahren unter Berücksichtigung 

der Fahrerverfügbarkeit, Forschung im Ingenieurwesen (2022) 
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6.3 Regulatorische Risiken bei der Übernahme der Europäischen Typengenehmigung 

Die regulatorischen Risiken bei einer Übernahme der europäischen Fahrzeugzulassungsgesetzgebung, 
die auch Fahrautomatisierungssysteme nach Level 3 einschliesst, können wie folgt zusammengefasst 
werden. 

 Zugang zu den Informationskanälen und -systemen der EU 

 Als nicht EU-Mitglied weist die Schweiz möglicherweise nicht zu allen Informationen, die im Bereich 
der Zulassungsgesetzgebung für Fahrzeuge mit Fahrautomatisierungssystemen relevant sind, einen 
vollen Zugang auf.  

 Im Rahmen der Übernahme der Zulassungsgesetzgebung für Fahrautomatisierungssysteme sollte 
deshalb der Informationsaustausch mit den entsprechenden Organen auf technischer und rechtlicher 
Ebene geklärt werden. Beispielsweise sollte sichergestellt sein, dass Bestätigungen des Fahrzeug-
herstellers zu seinen Fahrautomatisierungssystemen auch in der Schweiz ihre volle rechtliche Gültig-
keit aufweisen, dass ein voller Zugang zu Informationen aus Marktüberwachungsaktivitäten der EU-
Mitgliedstaaten besteht und dass Ergebnisse aus schweizerischen Marktüberwachungsaktivitäten in 
die entsprechenden Informationssysteme der EU einfliessen können. 

 Mitarbeit in den internationalen Expertengruppen (vor allem UNECE) 

 Man kann davon ausgehen, dass die fahrzeugtechnischen Regulierungen für Fahrautomatisierungs-
systeme auf internationaler Ebene mit hoher Kadenz und zunehmender Komplexität (siehe 
Erweiterung der UN-Regelung Nr. 157 mit der Änderungsserie 01 innerhalb von 1.5 Jahren) weiter-
geführt wird. Denkbar sind komplexere und von Umgebungsbedingungen abhängige Einsatz-
bereiche (ODDs), weitere Detailregulierungen bei der Übergabeanforderung oder bei komplexeren 
Fahrmanövern sowie der Ausweitung von Prüfungen auf einem Testgelände (beispielsweise mit 
Integration von sich bewegenden Gegenständen) und im öffentlichen Verkehr (beispielsweise durch 
Auswertung von Beinahe-Ereignissen). 

 Im Rahmen der Übernahme der Zulassungsgesetzgebung für Fahrautomatisierungssysteme sollte die 
Mitarbeit auf regulatorischer und fahrzeugtechnische Detailebene in den entsprechenden Arbeits-
gruppen der UNECE sichergestellt werden. 

 Analyse von international divergierenden Rahmenbedingungen 
International gibt es verschiedene regulatorische Rahmenbedingungen zum Einsatz von Fahrzeugen 
mit Fahrautomatisierungssystemen, insbesondere im strassenverkehrsrechtlichen Bereich. Dieser 
Bereich stellt eine sehr relevante Schnittstelle zum Fahrer/zur Fahrerin dar (was darf er/sie, was nicht). 

Im Rahmen der Übernahme der Zulassungsgesetzgebung für Fahrzeugautomatisierungssysteme 
sollte deshalb eine Begleitforschung aufgebaut werden, die Vorfälle und Ereignisse hinsichtlich 
regulatorischer Aspekte analysiert und die Ergebnisse in den Kontext der schweizerischen 
Gesetzgebung stellt. 

 Fehlende einheimische Kompetenzen für einen Technischer Dienst 

Die Schweiz verfügt aktuell nicht über die technischen Kompetenzen und Einrichtungen für die 
Durchführung von Nachprüfungen an Fahrautomatisierungssystemen im Bereich der Marktüber-
wachung.  

Im Rahmen des Aufbaus eines Marktüberwachungssystems für Fahrautomatisierungssysteme 
müssten diese Kompetenzen und Einrichtungen aufgebaut werden. Dazu wäre die Zusammenarbeit 
mit ausländischen Technischen Diensten oder dem Joint Research Center (JRC) der EU erforderlich. 
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 Fehlende einheimische Kompetenzen für einen Wissenschaftlichen Dienst 

Die Schweiz verfügt aktuell nicht über wissenschaftliche Kompetenzen und Einrichtungen für Unter-
suchungen und Gutachten an Fahrautomatisierungssystemen. Das bedeutet, dass die Schweiz im 
Falle eines Ereignisses oder bei der Analyse von wissenschaftlichen Fragestellungen auf ausländische 
Gutachter und Experten angewiesen wäre. Dies wäre auch im Bereich der Zusammenarbeit in 
internationalen Expertengruppen (z.B. UNECE) der Fall. 

Im Rahmen der Übernahme der Zulassungsgesetzgebung für Fahrautomatisierungssysteme sollte 
deshalb ein Wissenschaftlicher Dienst mit Kompetenzen und Einrichtungen aufgebaut werden. Ein 
solcher Wissenschaftlicher Dienst sollte nicht mit Forschungsgruppen gleichgestellt sein (oder ver-
wechselt werden), die im Sinne der akademischen Arbeit neues Wissen generieren. Der 
Wissenschaftliche Dienst muss auf institutioneller Basis in der Lage sein, praktische Fragestellungen 
anhand wissenschaftlicher Instrumente zu bearbeiten. Dazu muss der Wissenschaftliche Dienst selber 
eine klare Schnittstelle zur akademischen Forschung aufweisen (d.h. publizieren, Doktorierende 
ausbilden) sowie vollständig unabhängig sein. 

 Risiken bei einer nicht-Übernahme der Zulassungsgesetzgebung für Fahrautomatisierungssysteme 

Obwohl dies als unrealistisch erscheint, sei hier der Vollständigkeit halber ausgeführt, dass auch die 
nicht-Übernahme der Zulassungsgesetzgebung für Fahrautomatisierungssysteme Risiken aufweist. 
Bei allen in diesem Kapitel aufgeführten Risiken weisen Fahrzeuge mit Fahrautomatisierungs-
systemen ein hohes Potential zur Vermeidung von Unfällen und zur Vergleichmässigung des 
Verkehrflusses auf. Dies insbesondere, weil Fahrzeuge mit aktiviertem Fahrautomatisierungssystem 
die Verkehrsvorschriften dauernd einhalten und die Sensorik dauernd "aufmerksam" ist und system-
bedingt risikoavers ausgelegt ist. Voraussetzung ist allerdings, dass die Systeme über die ganze 
Lebensdauer sicher und zuverlässig betrieben werden können. 

Eine nicht-Übernahme würde bedeuten, dass die Schweiz auf dieses Potential verzichten würde.  
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7. Periodisch Fahrzeugprüfung von Fahrzeugen mit Fahrautomatisierungssystemen 

7.1 Generelle Einschätzung 

Die periodische Fahrzeugprüfung hat zum Ziel, betriebs-, sicherheits- und emissionsrelevante Systeme 
von im Einsatz stehenden Fahrzeugen zu prüfen. Fahrautomatisierungssysteme sind in hohem Masse 
von der Unversehrtheit der Hardware (insbesondere Sensorik) wie auch der Aktualisierung der Software 
abhängig. Die einschlägigen UN-Regelungen schreiben vor, dass sich Fahrautomatisierungssysteme 
selber überprüfen müssen und dass Fahrzeuge mit Fahrautomatisierungssystemen während dem ganzen 
Lebenszyklus sicher betrieben werden können müssen. Dies gilt sowohl für Fahrautomatisierungs-
systeme an sich (UN-Regelung Nr. 157), wie auch für die Cybersicherheit (UN-Regelung Nr. 155) und die 
Software-Updates (UN-Regelung Nr. 156), die zudem rückverfolgbar sein und von Fahrzeughersteller 
alle 3 Jahre reakkreditiert werden müssen. Damit wurde ein ähnliches Konzept realisiert, wie es mit der 
Onboard-Diagnose (OBD) im Bereich der Abgasemissionen der Fall ist. Die Grenzen von sich selbst über-
prüfenden Systemen haben sich jedoch 2015 im Dieselskandal gezeigt. Damals hat nicht die Onboard-
Diagnose (OBD), aber auch nicht die vergleichsweise aufwändigen US "Smog-Checks", sondern 
unabhängige Gesamtsystemuntersuchungen mit mobilen Abgasmesseinrichtungen ausserhalb des 
eigentlichen Typengenehmigungs- und Fahrzeugüberprüfungsprozesses zur Aufdeckung der 
Vereitelungsvorrichtungen geführt.  

Aufgrund der hohen Verantwortlichkeit des Fahrzeugherstellers sollten periodische Fahrzeugprüfungen 
von Fahrzeugen mit Fahrautomatisierungssystem deshalb schwergewichtig hinsichtlich Konformität mit 
den aktuellen Herstellervorgaben ausgerichtet werden. In diesem Kontext sind die Herstellervorgaben 
sowie Rückrufaktionen und allfällige Massnahmen der schweizerischen Marktüberwachung relevant. 

Im Folgenden werden mögliche Kontrollpunkte aufgelistet, wie sie im Rahmen von periodischen Fahr-
zeugkontrollen denkbar sind. Wie die dafür erforderlichen Informationen bereitgestellt werden können, 
ist zum jetzigen Zeitpunkt offen, ebenso, wie die Ausgestaltung erfolgen könnte. Die Überlegungen 
basieren auf den aktuellen regulatorischen Vorgaben, ohne einer Möglichkeit zur Untersuchung an 
Fahrzeugen. Ob weitergehende Prüfungen möglich sind, beispielsweise um vom Diagnosesystem nicht 
erkannte Fehler zu detektieren, ist ohne Fahrzeuguntersuchungen schwer abzuschätzen. Dies, zumal es 
kaum möglich sein wird, das automatisierte Fahren beispielsweise auf einem kurzen Parcours zu prüfen, 
da diese Systeme nur in den definierten Einsatzbereichen (ODD), aktuell nur auf Autobahnen aktiviert 
werden können.  

7.2 Mögliche Kontrollpunkte 

Vom Fahrzeughersteller vorgegebene Kontrollen (inkl. Softwarestand)  

Die UN-Regelung Nr. 157 verlangt Anweisungen des Fahrzeugherstellers zur Kontrolle des Fahr-
automatisierungssysteme im Rahmen der periodischen Fahrzeugkontrolle. Man kann davon ausgehen, 
dass solche Fahrzeuge eine allgemeine Fehleranzeige haben werden, beispielsweise auf dem Armaturen-
brett, die in diesem Zusammenhang geprüft werden kann. Zudem muss der Softwarestand überprüft 
werden können. Der Softwarestand besteht aus einer vom Fahrzeughersteller festgelegten 
Identifizierung, die Informationen über die für die Typgenehmigung relevante Software des 
elektronischen Steuerungssystems enthält, die zu den für die Typgenehmigung relevanten Merkmalen 
des Fahrzeugs nach der UN-Regelung Nr. 157 beitragen. 

Im Rahmen der periodischen Fahrzeugprüfungen sollten die vom Fahrzeughersteller vorgegebenen 
Kontrollpunkte geprüft werden und - falls nicht enthalten - der Softwarestand kontrolliert werden. 
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Unversehrtheit der Sensorik (Sichtprüfung) 

Basierend auf den regulatorischen Vorgaben sollte man davon ausgehen können, dass beschädigte, 
abgedeckte, unsachgemäss reparierte, nicht freigegebene oder beispielsweise im Rahmen eines 
Fahrzeugumbaus umplatzierte Sensoren vom Diagnosesystem detektiert werden und das Fahr-
automatisierungssystem gegebenenfalls nicht mehr aktiviert werden kann. Zudem kann man davon 
ausgehen, dass dies dem Fahrer/der Fahrerin angezeigt wird. 

Die zuverlässige elektronische Detektion von Beschädigungen von Sensorsystemen im nicht-
elektronischen Bereich (beispielsweise auf der Abdeckung eines Sensors) ist jedoch nicht trivial. 
Ergänzend zur Prüfung der Fehlermeldungen ist deshalb eine Sichtprüfung der Sensorik anlässlich der 
periodischen Fahrzeugprüfung hinsichtlich Unversehrtheit und originaler Positionierung sinnvoll.  

Bemerkung: 
Zum aktuellen Zeitpunkt ist schwer abschätzbar, inwieweit es möglich sein wird, Sensoren beispielsweise 
im Rahmen von optischen Tuningmassnahmen umzuplatzieren oder durch vom Fahrzeughersteller nicht 
autorisierte Sensoren zu ersetzen, ohne damit das Fahrautomatisierungssystem zu deaktivieren. Dieser 
Frage sollte jedoch mit erhöhtem Aufkommen von Fahrautomatisierungssystemen eine genügende 
Aufmerksamkeit geschenkt werden. 

Rückruf und Gültigkeit der Cybersecurity und Softwaremanagement-Zertifikate 

Denkbar wäre, dass im Rahmen von periodischen Fahrzeugprüfungen geprüft wird, ob für das 
spezifische Fahrzeug Rückruf-Aktionen pendent sind und - falls ja - diese vorschriftsgemäss 
aufgearbeitet wurden. Zudem könnte geklärt werden, ob die der Typengenehmigung des spezifischen 
Fahrzeugs zugrunde gelegten Cybersecurity- und Softwaremanagement-Zertifikate sowie die geforderte 
Akkreditierung der Hersteller nach wie vor Gültigkeit besitzen. Diese Informationen sollten automatisiert 
aufgearbeitet werden. 

7.3 Längerfristiger Horizont 

Längerfristig ist denkbar, dass der Einsatzbereich (ODD) für automatisierte Fahrzeuge erweitert wird und 
das automatisierte Fahren auch Innerorts ermöglicht wird; in einem ersten Schritt wohl bei niedrigen 
Geschwindigkeiten oder im Bereich des Parkierens. Das bedeutet, dass Fahrautomatisierungssysteme in 
Zukunft auch im Umfeld von Strassenverkehrsämtern aktiviert werden könnten und sich dann allenfalls 
auch einfache Fahrversuche realisieren lassen.  

 

 



Empa Dübendorf, Abteilung Fahrzeugantriebssysteme Seite 39 / 43 

Automatisierte Fahrzeuge - Eine regulatorische Einordnung aus fahrzeugtechnischer Sicht Bericht-Nr. 5'214'029'735 

 
8. Empfehlungen im regulatorischen Bereich der Fahrautomatisierungssysteme 

8.1 Grundsätzliche Empfehlung 

Basierend auf den vorgängig formulierten Analysen werden folgende Empfehlungen ausgesprochen: 

Empfehlung 1: 
Aus fahrzeugtechnischen Gründen wird die Übernahme der aktuellen europäischen Typengenehmigungs- 
und Marktüberwachungs-Gesetzgebung, die auch die Typengenehmigung für Fahrautomatisierungs-
systeme nach UN-Regelung Nr. 157 beinhaltet, empfohlen.  

Empfehlung 2: 
Gleichzeitig mit der Übernahme der Verordnung (EU) 2018/858, zuletzt geändert durch die Delegierte 
Verordnung (EU) 2022/1398 sollte ein Umfeld aufgebaut werden, das sich stark an dasjenige der EU 
anlehnt, um den Austausch so einfach wie möglich zu gestalten.  

Empfehlung 3: 
Allfällige Anpassungen im Bereich der Aufmerksamkeitsanforderungen an Fahrer/Fahrerinnen von 
automatisierten Fahrzeugen sollten auf entsprechend typengenehmigte Fahrzeuge und damit an die 
entsprechenden Einsatzbereiche (ODD) gekoppelt werden. 

Empfehlung 4: 
Aufgrund der mittel- und längerfristig möglicherweise starken Auswirkungen auf den privaten und 
öffentlichen Strassenverkehr sollte eine Task-Force unter der Leitung des ASTRA mit Einbindung aller 
öffentlichen Interessen geschaffen werden, die ganzheitliche Strategien zum automatisierten Fahren in der 
Schweiz entwickelt. Ansonsten besteht die Gefahr, dass die Auswirkungen zu stark von den rein 
technologischen Entwicklungen getrieben werden. 

Begründung: 

Die Verordnung (EU) 2018/858, zuletzt geändert durch die Delegierte Verordnung (EU) 2022/1398, die 
auch die Typengenehmigung von Fahrautomatisierungssystemen nach Level 3 (und 4) einschliesst, stellt 
aus fahrzeugtechnischer Sicht ein insgesamt zwar aufwändiges, aber überzeugendes Gesamtsystem dar. 
Im Vergleich zum status-quo mit nicht-regulierten Betrieb von Fahrautomatisierungssystemen würde 
deren Übernahme in die schweizerische Verordnung über die technischen Anforderungen an Strassen-
fahrzeuge (VTS) insbesondere aufgrund der Beschränkung der Einsatzbereiche (ODD) auf risikoarme 
Anwendungen sowie aufgrund der wesentlich spezifischeren und weitergehenderen regulatorischen 
Anforderungen und der Möglichkeit zu deren Überprüfung, eine Erhöhung der Sicherheit bedeuten. Die 
Übernahme einer Marktüberwachung impliziert die Schaffung eines Technischen Dienstes, der auch 
entsprechende Prüfungen durchführen kann (Empfehlung 2). 

Von hoher politischer aber auch direkter Bedeutung im Falle einer Übernahme der Typen-
genehmigungs-Gesetzgebung, die automatisierte Fahrzeuge einschliesst, sind die damit verbundenen 
(verbleibenden) Risiken. Diese konnten durch die Entwicklung der UN-Regelung Nr. 157 immerhin so 
weit gesenkt werden, dass sowohl die UN/ECE wie auch die EU deren Inkraftsetzung beschlossen haben. 
Diese Risiken können sich beispielsweise durch Aufnahme weiterer Einsatzbereiche (ODD) allerdings 
auch erweitern. Empfehlung 2 beinhaltet deshalb die Schaffung eines wissenschaftlichen Umfelds, das 
die Akteure mit wissenschaftlichen Analysen beraten kann sowie die Risiken mittels Begleitforschung 
identifizieren, gezielte Massnahmen zur Minderung entwickeln und diese in die entsprechenden 
Arbeitsgruppen der UN/ECE und der EU einspeisen kann. Die dazu erforderlichen wissenschaftlichen 
Kompetenzen sollten in der Schweiz aufgebaut werden, auch um bei der Analyse von Ereignissen und 
der Weiterentwicklung der Gesetzgebung nicht vollständig auf ausländischen Experten und Expertinnen 
angewiesen zu sein. 
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Die Empfehlungen 1 - 3 betreffend kurz- und mittelfristige Fragestellungen. Die Übernahme der Typen-
genehmigungs-Gesetzgebung für Fahrzeuge mit Fahrautomatisierungssystemen sollte jedoch auch in 
einem längerfristigen Kontext gesehen werden. Automatisierte und vollautomatisierte Fahrzeuge stellen 
nicht bloss eine neue Fahrzeug-Technologie dar, wie dies beispielsweise bei elektrischen Antrieben oder 
neuen Assistenzsystemen der Fall ist, die typischerweise ohne grössere konzeptionelle Anpassungen in 
den aktuellen Strassenverkehr integriert werden können. Automatisierte Fahrzeuge haben das Potential, 
den Strassenverkehr mittel- und längerfristig in vielseitiger Hinsicht und mit starken Auswirkungen zu 
beeinflussen und zu verändern. Dies insbesondere dann, wenn eine Kommunikation mit dem Verkehrs-
system und/oder anderen Verkehrsteilnehmenden möglich wird oder wenn solche Fahrzeuge Verkehrs-
flüsse beeinflussen (beispielsweise Platooning) oder wenn Verkehrsströme über Verkehrsleitsysteme 
(beispielsweise in Städten oder auf Autobahnen) beeinflusst werden können.  

Mit Empfehlung 4 sollen die Auswirkungen dieser technologischen Entwicklung nach Möglichkeit in eine 
nachhaltige Bahn gelenkt werden. Solche Veränderungen würden im ersten Schritt primär bestehende 
Akteure, Infrastrukturen und Regulierungen betreffen, könnten aber in Zukunft auch ganz neue 
Elemente (z.B. im Bereich der Verkehrsführung, der Fahrzeugbesteuerung, usw.) ermöglichen. Es kann 
davon ausgegangen werden, dass automatisierte und vollautomatisierte Fahrzeuge in diesem Kontext 
auch auf politischer Ebene an Bedeutung zunehmen werden.  

8.2 Konkrete Auswirkungen 

Eine Umsetzung der oben genannten Empfehlungen würde eine Reihe von konkreten Massnahme aus-
lösen. Diese werden im Folgenden beispielhaft umrissen: 

 Anpassung der Typengenehmigungs- und Fahrzeugzulassungsprozesse an die EU 

Die aktuellen Typengenehmigungs- und Fahrzeugzulassungsprozesse in der Schweiz müssten so 
angepasst werden, dass sie weitgehend denjenigen der EU entsprechen. Dies beinhaltet beispiels-
weise die Anforderung, dass ein Hersteller im schweizerischen Rechtsraum eine Vertretung auf-
weisen muss und dass Unterlagen und Bestätigungen, die ein Fahrzeughersteller im Rahmen der 
EU-Typengenehmigung einem Technischen Dienst oder einer Behörde in der EU abgibt, von 
Behörden sowie von den Technischen und Wissenschaftlichen Diensten in der Schweiz ebenfalls 
einsehbar, verfügbar und rechtlich nutzbar sind.  

Diese Aufgabe setzt viel Detailwissen im regulatorischen und rechtlichen Bereich auf und müsste 
deshalb vom ASTRA ausgeführt werden. Dabei ist anzunehmen, dass die Verflechtungen mit der EU 
künftig zunehmen und zunehmend digitaler werden, was beispielsweise auch Bereiche des Daten-
rechts betreffen kann. Denkbar wäre deshalb, dass innerhalb der Typengenehmigungsaktivitäten 
des ASTRA ein internationaler Dienst geschaffen würde, der diese Schnittstelle zur EU gestaltet und 
operativ ausführt. 

Die UN-Regelung Nr. 157 beinhaltet auch Anweisungen für die periodische Fahrzeugkontrolle. So 
muss beispielsweise der Softwarestand überprüft werden können und es müssen Anweisungen des 
Fahrzeugherstellers für die periodische Fahrzeugkontrolle vorliegen. Die Art und Weise, wie diese 
Informationen an die Strassenverkehrsämter gelangen und wie diese im Rahmen der periodischen 
Fahrzeugkontrolle umgesetzt werden können, ist jedoch noch offen. Man kann zudem davon 
ausgehen, dass sich die periodische Fahrzeugkontrolle auch neben den Fahrautomatisierungs-
systemen zunehmend in Form von Diagnosen ausprägen wird, die auf Informationen und 
Anweisungen von Fahrzeugherstellern angewiesen ist. Es ist absehbar, dass dazu eine Koordination 
notwendig sein wird, die entweder beim ASTRA oder der Vereinigung der Strassenverkehrsämter 
(asa) angesiedelt sein sollte. 
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 Schaffung einer schweizerischen Marktüberwachungsbehörde für Fahrzeuge 

Neben der aktuellen Typengenehmigungsbehörde müsste eine hierarchisch parallel gestellte 
Marktüberwachungsbehörde nach Verordnung (EU) 2018/858, Artikel 8) aufgebaut werden. Deren 
Hauptaufgabe wäre es, Nachprüfungen an zum Verkauf bereitgestellten Fahrzeugen zu veranlassen 
und zu koordinieren (ggf. auch mit der EU). Die Marktüberwachungsbehörde könnte sich dabei auf 
diejenigen Bereiche beschränken, die für die Schweiz von hoher Bedeutung sind.  

Aufgrund der absehbaren Steigerung der Komplexität von Fahrautomatisierungssystemen sowohl 
in der Gesetzgebung wie auch im Bereich der Fahrzeugtechnik wird hier empfohlen, diesen Bereich 
von Anfang an als Schwerpunkt einer Marktüberwachung in der Schweiz zu definieren.  

Da die Aufgaben einer Marktüberwachungsbehörde zu einem hohen Anteil aus hoheitlichen 
Aufgaben besteht und - trotz organisatorischer Unabhängigkeit - ein enger Austausch mit der 
Typengenehmigungsbehörde (sowie ggf. dem weiter oben genannten internationalen Dienst) 
notwendig sein wird, müsste diese sinnvollerweise ebenfalls im ASTRA integriert sein.  

Während automatisierte Fahrzeuge primär das ASTRA betreffen, könnten Marktüberwachungs-
aktivitäten im Bereich der Schadstoff- oder Lärmemissionen auch das BAFU, im Bereich des 
energetischen Verbrauchs und der CO2-Emissionen auch das BFE und im Bereich des Verkehrs auch 
das ARE betreffen. Der Aufbau einer solchen Behörde ist fachlich und rechtlich anspruchsvoll, da sie 
im Bereich der Fahrzeugtypengenehmigung ein seit längerer Zeit nicht mehr eingesetztes Werk-
zeug darstellt. Denkbar ist, dass die Abläufe von Marktüberwachungsaktivitäten in der Schweiz 
gemeinsam mit dem Technischen Dienst über Pilotprojekte in Zusammenarbeit mit der Automobil-
branche aufgebaut werden.  

Hinsichtlich Nutzung aber auch hinsichtlich Aufwand nicht unterschätzt werden sollte der Aus-
tausch mit der EU. Zurzeit stehen wohl viele Länder in der EU vor ähnlichen Fragestellungen wie die 
Schweiz. Wenn der Informationsaustausch in diesem Kontext funktioniert, könnte die Schweiz von 
den Erfahrungen der EU allenfalls profitieren. 

 Schaffung eines Technischen Dienstes  

Für die Durchführung von Nachprüfungen im Bereich der Marktüberwachung automatisierter 
Fahrzeuge müsste ein Technischer Dienst aufgebaut werden, der in der Lage ist, entsprechende 
Prüfungen normkonform durchzuführen. Der Technische Dienst könnte sich in einem ersten Schritt 
allenfalls auf die Auditierung technischer Dokumentationen sowie auf die Durchführung von 
Fahrzeugprüfungen konzentrieren und die Software- und Cybersicherheitsaudits vorerst auslassen. 
Dabei muss jedoch berücksichtigt werden, dass ein späterer Einstieg in diese Thematik 
entsprechend schwieriger sein wird. 

Ein Technischer Dienst könnte auch aus verschiedenen Prüfinstituten zusammengesetzt sein. Die 
Nachprüfung von Fahrautomatisierungssystemen ist insbesondere im Bereich von Fahr-
automatisierungssystemen sowohl technisch wie auch rechtlich sehr anspruchsvoll und wird 
voraussichtlich nur in Kooperation mit europäischen Technischen Diensten möglich sein. Im 
Anhang sind Empfehlungen der UNECE für die Auditierung von Fahrautomatisierungssystemen 
vorgestellt. Ein Ziel dieser Empfehlungen ist die Synchronisation der entsprechenden Abläufe in den 
verschiedenen Ländern. Der Technische Dienst müsste zudem in der Lage sein, Assistenz- und 
Automatisierungssysteme von direktimportieren Fahrzeugen ohne entsprechende EU- oder UN-
Genehmigung prüfen zu können. 
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 Schaffung eines Wissenschaftlichen Dienstes 

Parallel zum Technischen Dienst sollte im Bereich der automatisierten und vollautomatisierten Fahr-
zeuge ein Wissenschaftlicher Dienst aufgebaut werden. Dies wird beispielsweise von der Durch-
führungsverordnung (EG) Nr. 765/2008 für Marktüberwachungen im Anhang III gefordert. Dieser 
kann (und sollte) ebenfalls aus verschiedenen wissenschaftlichen Instituten sowie unterschiedlichen 
Disziplinen zusammengesetzt sein. Die regulatorische Hauptaufgabe ist, Untersuchungen zur 
Wirkung von angeordneten Massnahmen zu bewerten. Daneben sollte ein solcher Dienst Begleit-
studien zu automatisierten Fahrzeugen durchführen, bzw. Daten aus deren Betrieb analysieren, im 
Rahmen einer Mitarbeit in der UN-Arbeitsgruppe GRVA in Zusammenarbeit mit dem ASTRA 
Einfluss auf die Weiterentwicklung der Typengenehmigungsanforderungen an Automatisierungs-
systeme nehmen sowie Grundlagen in der Schweiz für die Untersuchung von Ereignissen mit 
Fahrautomatisierungssystemen im Rahmen von regulatorischen oder juristischen Verfahren 
schaffen. 

Analog zum Technischen Dienst müsste auch der Wissenschaftliche Dienst unabhängig von Markt-
akteuren sein. Die Aufgabe ist zumindest zu Beginn etwas diffuser als diejenige des Technischen 
Dienstes, weil es sich primär um den Aufbau von wissenschaftlichen Kompetenzen im Bereich der 
Fahrautomatisierung handelt. Diese könnten beispielsweise in fahrzeugtechnische Kompetenzen 
(das Verhalten von Fahrzeugen), in sozioökonomische Kompetenzen (das Verhalten von Menschen) 
und in verkehrssystemische Kompetenzen (das Verhalten des Verkehrssystems) gegliedert werden 
und von je einem unterschiedlichen Akteur bearbeitet werden. Für fahrzeugtechnische Arbeiten 
könnte die Empa sowie ggf. die ETH, für sozioökonomische Arbeiten EBP sowie ggf. die ETH und für 
verkehrssystemische Arbeiten die HSLU sowie ggf. die ETH in Frage kommen. 

Der Wissenschaftliche Dienst sollte auf wissenschaftliche Aktivitäten abgestützt sein und deren 
Mitglieder sollten im jeweiligen Aktivitätsbereich in wissenschaftlichen Journals publizieren, um eine 
entsprechende Akzeptanz sicherzustellen. Die Aktivitäten dürften jedoch nicht primär an 
Doktorierenden oder befristet angestellten Mitarbeitenden hängen, sondern an Personen mit 
Führungsaufgabe an Institutionen oder Stellen mit einem längerfristigen Committment. Damit 
sollte sichergestellt werden, dass auch das spezialisierte Wissen längerfristig gesichert werden kann. 

 Schaffung eines Organs für Strategien im Bereich von automatisierten Fahrzeugen 

Automatisierte und vollautomatisierte Fahrzeuge haben längerfristig das Potential, den privaten 
und öffentlichen Strassenverkehr massgeblich zu verändern sowie andere oder neue 
Anforderungen an Verkehrssysteme zu erzeugen. Aus heutiger Sicht ist zwar nur schwer ab-
schätzbar, wie schnell dieser Wandel geschehen wird. Bereits heute nimmt das ASTRA hier 
Aufgaben war, indem es z. B. Feldversuche und Pilotprojekte zu automatisiertem Fahren ermöglicht 
oder indem Rahmenbedingungen für automatisiertes Fahren etwa durch die Revision des SVG 
festgelegt werden. Diese Arbeiten sollten unter der Federführung des ASTRA aber deutlich 
ausgeweitet werden. Vor allem die Strategien für automatisierte und vollautomatisierte Fahrzeuge 
sollen unter starkem Einbezug von Kantonen, Städten, Polizeien, Wissenschaft und Forschung sowie 
Wirtschaft und Industrie gemeinsam erarbeitet werden. Damit sollen einerseits geeignete 
Rahmenbedingungen laufend weiterentwickelt und andererseits ungewollte Entwicklungen 
eingedämmt (z.B. Verbreitung von nicht typengeprüften Systemen, die über reine Assistenzsysteme 
wie Notbremsung oder Kollisionsvermeidung hinausgehen) werden.  

Ein solches Organ sollte auch die Kommunikation bis auf Endkunden-Ebene beinhalten, da bereits 
absehbar ist, dass die rechtlich zwar eindeutige, auf Endkunden-Ebene aber diffuse Unterscheidung 
in "typengenehmigte" und "nicht typengenehmigte" Systeme mit ähnlicher Funktionalität auf 
Endkundenebene Unklarheiten bewirken werden.  
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9. Anhang 

9.1 Empfehlungen der UNECE für die Auditierung von Fahrautomatisierungssystemen 

Die technologische Komplexität und die nicht harmonisierte Entwicklung der Automatisierungssysteme 
seitens der Fahrzeughersteller führen zu einer Vielzahl von Ansätzen, die für die Prüfung automatisierter 
Fahrzeuge verwendet werden können. Die Informelle Arbeitsgruppe (IWG) der UNECE zu Validierungs-
methoden für automatisiertes Fahren (VMAD) hat entsprechende Richtlinien entwickelt. Die "New 
Assessment/Test Method for Automated Driving (NATM) Guidelines for Validating Automated Driving 
System (ADS)" enthält die von der IWG ermittelten Best Practices für die wiederholbare, objektive und 
evidenzbasierte Validierung der Sicherheit von automatisierten Fahrsystemen, die gleichzeitig 
technologieneutral und flexibel genug sind, um auch Innovationen zu fördern. Zu den Adressaten dieser 
Richtlinien gehören die Entwickler von Fahrautomatisierungssystemen sowie die Vertragsparteien des 
Übereinkommens von 1958 und der 1998 verabschiedeten UN-Fahrzeugvorschriften.  

Die NATM-Richtlinien empfehlen einen mehrstufigen Ansatz für die Validierung von automatisierten 
Fahrsystemen, der aus einer Kombination eines Szenarien-Katalogs und fünf Validierungsverfahren 
besteht, darunter Simulation/virtuelle Tests, Streckentests, Realversuche, Audits/Bewertungen und  
In-Service Monitoring und Reporting. Es ist wichtig zu beachten, dass es sich hierbei nur um allgemeine 
Empfehlungen handelt. Es bleibt schlussendlich dem Fahrzeughersteller überlassen, wie er die 
Validierung seines spezifischen Systems gestaltet (d.h. die Erarbeitung geeigneter Szenarien und deren 
Verwendung in den verschiedenen Testansätzen).  

Der Technische Dienst muss die Sicherheit des Fahrautomatisierungssystems im Rahmen eines Audits 
bewerten. Die NATM-Richtlinien beinhalten auch das Vorgehen bei den Audits und beschreiben die 
Unterlagen und Testergebnisse, die die Fahrzeughersteller den Sicherheitsbehörden vorlegen sollten, 
um die Fähigkeiten des Fahrautomatisierungssystems nachzuweisen. Das Audit soll bestätigen, dass die 
für das System relevanten Gefahren und Risiken ermittelt wurden und dass ein durchgängiges 
Sicherheitskonzept umgesetzt wurde. Darüber hinaus sollte das Audit auch bestätigen, dass robuste 
Prozesse und Strategien vorhanden sind, die die Einhaltung der relevanten Sicherheitsanforderungen 
während des gesamten Lebenszyklus des Fahrzeugs gewährleisten (z. B. Sicherheitsmanagementsystem). 
Während das Audit zumeist auf der Revision der vom Hersteller zur Verfügung gestellten Unterlagen 
basiert, wird dem Auditor in einigen Punkten die Durchführung eigener Bewertungen/Tests empfohlen 
(z.B. kann der Auditor physische Tests am gesamten integrierten System durchführen, um die 
Plausibilität der virtuellen Testkette zu beurteilen). 

Nach der Markteinführung wird die In-Betrieb-Sicherheit des Fahrautomatisierungssystems durch ein 
"In-service Monitoring und Reporting" (ISMR) weiter evaluiert. Dieser Prozess umfasst die Sammlung 
von Betriebsdaten, um die Sicherheit des Systems im Strassenverkehr zu bewerten. Der ISMR verpflichtet 
die Hersteller, sicherheitsrelevante Informationen über den Betrieb ihres Fahrautomatisierungssystems 
zu sammeln und zu analysieren und Daten über sicherheitsrelevante Probleme, Vorfälle und Leistungs-
parameter an die zuständige Behörde zu übermitteln. Das In-service Monitoring und Reporting (ISMR) 
dient dazu, den Typengenehmigungsbehörden Informationen über das automatisierte Fahrsystem zur 
Verfügung zu stellen. 
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